
Mit Brandenburg endeten am 
22. September die Ost-Landtags-
wahlen. Äußerst knapp gewann die 
SPD (30,9 Prozent) von Ministerprä-
sident Dietmar Woidke, der daran 
seine eigene politische Zukunft ge-
knüpft hatte. Über ihre 30 Sitze be-
sitzt die AfD (29,2 Prozent) nun die 
Sperrminorität. Das ist nicht nur für 
Brandenburg fatal. Denn schon vor 
der Wahl erklärten die extremen 
Rechten ihr Ziel, die Ampelkoalition 
im Bund zu „zertrümmern“. Und so 
groß das Aufatmen sein mag, dass 
sich auf Landesebene eine demo-

kratische Partei durchgesetzt hat: 
Mit dem guten Abschneiden der 
AfD ertönt die letzte laute Warn-
sirene! Die Ostwahlen waren ein 
politischer Stimmungstest vor der 
Bundestagswahl. Bis September 
haben die Koalitionäre im Bund 
eine enorme Strecke zurückzule-
gen. Sie müssen dabei geschlossen 
einen gewaltigen Zahn zuzulegen! 
Wichtige Entscheidungen wurden 
bislang nicht getroffen, ob zum 
Haushalt, Tariftreuegesetz oder 
Rentenpaket. Gesteckte Ziele blie-
ben unerledigt, darunter spürbare 

Hilfen für armutsbetroffene Famili-
en, die Reform zentraler Gesetze für 
Menschen mit Behinderungen, der 
Bau von mehr Sozialwohnungen, 
Maßnahmen zur Mietpreisbremse, 
umfassende Gesundheitsreformen 
und in der Pflege die finanzielle 
Entlastung der Kassen. Die Ampel 
muss ihre Versprechen umsetzen 
und den Nöten der Menschen ge-
recht werden. Nur so ist Hetze und 
Spaltung die Grundlage zu entzie-
hen.

 � Michaela Engelmeier
� SoVD-Vorstandsvorsitzende

Blickpunkt

Untere Einkommen 
entlasten

Schutz vor Launen 
des Schicksals

� Seite 3

Erwerbsminderungsrente 
soll im Notfall helfen 

„ePA“ für alle

� Seite 4

Elektronische Patientenakte 
soll Standard werden

� Seite 7

Am 12. Oktober findet 
der Lauf für alle statt

Buntes Programm 
beim Inklusionslauf 

� Seite 6

Höhere Sozialabgaben  
für Gutverdiener*innen

Fortsetzung auf Seite 2

Insolvenzen ambulanter und stationärer Anbieter stellen Versorgung zunehmend infrage

Bleibt die Pflege auf der Strecke?
In den letzten Monaten setzt 

sich ein gefährlicher Trend fort: 
Immer mehr Anbieter ambu-
lanter und stationärer Pflege 
gehen pleite oder sind von In-
solvenz bedroht. Die Unterneh-
men verweisen auf gestiegene 
Kosten und fehlendes Personal. 
Leidtragende sind vor allem die 
pflegebedürftigen Menschen 
und deren Angehörige. Mit Blick 
auf deren Schicksal bekräftigt 
der SoVD daher seine Forderun-
gen nach einem leistungsfähig 
finanzierten Pflegesystem.

Bereits im November vergan-
genen Jahres sorgte eine Um-
frage der Diakonie Deutschland 
für Besorgnis. Diese ergab, dass 
jeder zweite ihrer ambulan-
ten Pflegedienste rote Zahlen 
schreibt; jeder zehnte sei sogar 
in seiner Existenz gefährdet.

Gestiegene Kosten 
erschweren die Versorgung

In einigen Bundesländern 
scheint sich die Lage jetzt wei-
ter zuzuspitzen. Anfang dieses 
Jahres meldete der Bundes-

verband privater Anbieter so-
zialer Dienste (bpa), in Sach-
sen-Anhalt stünden rund 200 
Pflegedienste vor dem wirt-
schaftlichen Aus. Diese könnten 
infolge gestiegener Personal- 
und Sachkosten die Versorgung 
der Patient*innen nicht mehr 
aufrechterhalten. Schon jetzt 
würden einzelne Angebote 
eingeschränkt. Zudem könnten 
sie nicht mehr alle ärztlichen 
Verordnungen der häuslichen 
Krankenpflege annehmen. Ur-
sächlich dafür seien neben 

der allgemeinen Inflation vor 
allem Lohnsteigerungen sowie 
Mehrausgaben für Energie und 
Mieten. 

Pflegebedürftige müssen 
weite Wege in Kauf nehmen

Auch in Nordrhein-Westfalen 
stehen viele Einrichtungen mit 
dem Rücken zur Wand. Nach 
Auskunft der Landesregierung 
stieg die Zahl der Insolvenzen 
im Pflegebereich dort zuletzt 
um das Fünffache. Wegfallende 

Müssen Pflegedienste aufgeben, wird die Versorgung von Menschen gerade in strukturschwachen Regionen immer schwieriger.
Foto: Wolfram Steinberg / picture alliance
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Bleibt die Pflege immer mehr auf der Strecke?
Insolvenzen ambulanter und stationärer Anbieter stellen Versorgung zunehmend infrage

Pflegebedürftige Menschen und deren Angehörige sind auf eine 
wohnortnahe Versorgung angewiesen.

Große Kliniken werden auch nach der Reform Bestand haben. 
Schlechter sieht es dagegen für kleinere Standorte aus.

Foto: Peter Maszlen / Adobe Stock

Foto: Ralf / Adobe Stock

Fortsetzung von Seite 1
Plätze würden laut bpa kaum 
noch aufgefangen. Dies könne 
zu der absurden Situation füh-
ren, dass Menschen für einen 
Platz in der Kurzzeitpflege zwi-
schen 80 und 100 Kilometer 
weit fahren müssten.

Eine Hiobsbotschaft ist das 
vor allem für die mehr als 
fünf Millionen Pflegebedürf-
tigen in Deutschland und für 
deren Familien. Denn es sind 
zum größten Teil Angehörige, 
die ihnen nahestehende Men-
schen im gewohnten Umfeld 
betreuen. Diese Arbeit leisten 
sie meist rund um die Uhr und 
nicht selten auch auf Kosten 
ihrer eigenen Gesundheit. Eine 
dringend benötigte Entlastung 

der Pflegenden rückt mit dem 
Wegbrechen entsprechender 
Angebote nun wortwörtlich in 
weite Ferne.

Auch Pflegeheime stehen 
vor gravierenden Problemen

Fällt die Unterstützung durch 
einen ambulanten Dienst weg, 
bleibt Betroffenen kaum noch 
eine Alternative. Denn auch im 
Bereich der stationären Pfle-
ge fehlt es an Fachpersonal. 
Ein kaum zu bewältigendes 
Problem ist das vor allem in 
ländlichen Regionen. In immer 
mehr Einrichtungen hat dieser 
Umstand zur Folge, dass dort 
Zimmer leer bleiben, obwohl 
die Nachfrage groß ist. Sind die 
Pflegeheime jedoch nicht aus-

gelastet, geraten sie schnell in 
eine finanzielle Schieflage und 
werden unwirtschaftlich. 

Längst sind sich auch die Kos-
tenträger dieser Situation be-
wusst. Nach Einschätzung der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse 
(AOK) sind Insolvenzen von Pfle-
geheimen in erster Linie auf den 
herrschenden Personalmangel 
zurückzuführen. Ein starker An-
stieg der Zahl der Pflegebedürf-
tigen verschärfte diese Situation 
zuletzt obendrein.

Pflegesystem gerät 
immer mehr unter Druck

Eine große Rolle spielen wei-
terhin die hohen Eigenanteile 
in der stationären Pflege. Für 
Betroffene stellen sie längst 
ein beachtliches Armutsrisiko 
dar. Doch eine Besserung ist 
angesichts leerer Kassen kaum 
zu erwarten.

Dringende Reformen forder-
te dabei erst kürzlich auch der 
Bundesrechnungshof. Mit Blick 
auf das wachsende Defizit müs-
se die Bundesregierung umge-
hend handeln, um letztlich den 
Fortbestand der sozialen Pfle-
geversicherung zu garantieren.

Zu deren Zukunft ließ ein 
Bündnis um den SoVD erst vor 
gut einem Jahr eine repräsen-
tative Umfrage erstellen. Bei 
dieser sprachen sich vier von 
fünf Menschen in Deutschland 
(81 Prozent) für den Ausbau des 
bestehenden Systems zu einer 
Pflegevollversicherung aus. 

Der SoVD war und ist sich mit 
den beteiligten Organisationen 
darin einig, dass Beschäftigte 
in der Altenpflege und pflege-
bedürftige Menschen nicht län-

ger gegeneinander ausgespielt 
werden dürften. Gute Pflege 
brauche eine bedarfsgerechte 
Ausstattung und qualifizierte 
Pflegekräfte. Betroffene sollten 
darauf vertrauen können, dass 
eine solidarische Versicherung, 
die das Wort „Pflege“ im Na-
men trägt, auch tatsächlich das 
Pflegerisiko abdeckt. Sozialhilfe 
sei kein würdiger Ersatz für An-
sprüche aus eigenen Beitrags-
zahlungen.

� Joachim Schöne

Nullrunde beim Bürgergeld
Das Bürgergeld ist ein heißes Thema in der Gesellschaft, und auch die Politik streitet viel über die 

angemessene Höhe der Grundsicherung. Im nächsten Jahr wird es keine Erhöhung der Regelsätze 
geben. Für viele Menschen am Existenzminimum ist das eine Belastung, kritisiert der SoVD. 

Der Regelsatz beim Bürger-
geld wird auch 2025 für Allein-
stehende bei monatlich 563 
Euro liegen. Damit bestätigte 
Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD) frühere Spekula-
tionen, wonach die Anpassung 
gering ausfallen oder es gar 
keine Erhöhung geben könnte. 

Grund für die stagnierende 
Höhe ist die gesunkene Infla-
tion. Nach dem Berechnungs-
mechanismus ergäbe sich für 
das nächste Jahr sogar ein sin-
kendes Niveau der Regelsätze. 
Da eine Reduzierung der Sätze 
jedoch gesetzlich ausgeschlos-
sen ist, bleiben sie vorerst auf 
dem aktuelle Niveau. 

Der SoVD kritisiert die Be-
rechnung der Regelsätze. Denn 
obwohl die Inflation insgesamt 
zurückgegangen ist, steigen ge-
rade die Preise für Lebensmittel 
weiter und belasten Menschen, 
die vom Existenzminimum le-
ben müssen.

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
stellt dazu fest: „Dass nach Jah-
ren der Krise und auf hohem 
Niveau verharrenden Preisen 
für Dinge des täglichen Bedarfs 

nun eine Nullrunde droht, liegt 
an der geltenden Berechnungs-
formel für die Regelbedarfe. Sie 
zielt darauf ab, die Höhe der Re-
gelbedarfe herunterzurechnen, 
nicht den tatsächlichen Bedarf 
zu ermitteln.“

Der SoVD fordert deshalb ein 
neues Verfahren zur Ermittlung 
der Regelbedarfe, das die tat-
sächlichen Bedürfnisse der Be-
troffenen im Blick behält. Der 
Verband tritt dafür ein, dass die 

Regelbedarfe jährlich entspre-
chend der Lohnentwicklung 
fortgeschrieben werden. Sollte 
die Preisentwicklung über der 
Lohnentwicklung liegen, wür-
de die Anpassung anhand der 
Preisentwicklung erfolgen. 

Zur Fortschreibung der Re-
gelbedarfe in der Grundsiche-
rung und mit Ideen zur Reform 
ihrer Berechnung hat der SoVD 
eine Stellungnahme auf seiner 
Website veröffentlicht. � str

Regelbedarf bleibt bei 563 Euro – SoVD für anderen Berechnungsmechanismus

Für Beziehende von Bürgergeld gibt es 2025 nicht mehr Geld, ob-
wohl die Preise in diesem Jahr weiter gestiegen sind. 

Foto: Jens Kalaene / picture alliance

Seit Monaten wirbt Lauterbach für seine Reformpläne. Über ein 
neues Bezahlsystem sollen diese den finanziellen Druck mindern 
und dafür sorgen, dass etwa medizinisch unnötige Operationen 
nicht allein aus Umsatzgründen stattfinden. Mittels einheitlicher 
Qualitätsregeln soll es für Patient*innen künftig einfacher sein, die 
für sie am besten geeignete Klinik auszusuchen. Ohne die geplanten 
Veränderungen, so der Minister, würde jede vierte Klinik bereits in 
den nächsten Jahren in die Insolvenz gehen.

Zuständig für die Krankenhausplanung sind jedoch die einzelnen 
Bundesländer. Und diese äußerten immer wieder Kritik an Lauter-
bachs Plänen und mahnten ihrerseits Änderungen an. Da an einer 
Einigung letztlich kein Weg vorbeiführt, will der Bundesgesund-
heitsminister die Forderungen der Länder aufgreifen. Über eine 
Erhöhung bestehender Sicherstellungszuschläge etwa soll speziell 
der ländliche Raum gestärkt werden.

Dennoch warnte die Deutsche Krankenhausgesellschaft, es wür-
den über Jahrhunderte entwickelte Strukturen verschwinden, die 
bisher auch ein Stück weit Identifikation für die Menschen in der je-
weiligen Region bedeutet hätten. Das Problem daran ist aber: Schon 
heute müssen Städte und Landkreise dort auflaufende Milliarden-
defizite über die kommunalen Haushalte ausgleichen.� jos / dpa

Zahl der Krankenhäuser 
geht weiter zurück

Klinikreform soll Standorte weiter reduzieren

In Deutschland wird es künftig weniger Krankenhäuser geben. 
Das machte Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) 
vor Kurzem noch einmal deutlich. Während sich die Patient*innen 
grundsätzlich auf neue Strukturen einstellen müssten, solle die 
Versorgung im ländlichen Raum aber sichergestellt sein.
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Warum wenden sich so viele 
Mitglieder speziell mit Fragen 
zur Rente wegen Erwerbsmin-
derung an den SoVD?

Oft ist es einfach so, dass sich 
gerade die letzten Jahre hin zur 
Altersrente gesundheitlich nicht 
überbrücken lassen. Zudem wer-
den Menschen in der heutigen 
Arbeitsrealität häufig über ihre 
individuellen Belastungsgren-
zen hinaus gefordert. Aus meiner 
Sicht wirken sich hier der Leis-
tungsdruck und die hohe Zahl an 
Überstunden negativ aus.

Erkundigen sich Ratsuchende 
denn immer gezielt nach den 
bestehenden Möglichkeiten?

Nicht unbedingt. Ich habe 
durchaus auch Mitglieder vor mir 
sitzen, die bereits in Teilzeit tätig 
sind. Manchmal kommt dann erst 
im Gespräch heraus, dass sie das 
nicht freiwillig tun, sondern etwa 
aufgrund einer Erkrankung nicht 
länger arbeiten können. 

Das heißt, es gibt eine Dun-
kelziffer von Menschen, die 
ihren Anspruch auf eine Rente 
nicht wahrnehmen?

Absolut. Das hängt sicherlich 
auch mit der Mentalität zusam-
men. Viele beißen, wie man so 
sagt, die Zähne zusammen und 

machen weiter, bis sie irgend-
wann in der Altersrente ange-
kommen sind.

Was ist der häufigste Grund 
dafür, dass jemand nicht mehr 
arbeiten kann?

Zu den Ursachen gehörten lan-
ge Zeit vorrangig orthopädische 
oder kardiologische Beschwerden. 
Heute sind es insbesondere psy-
chische Erkrankungen, die zu einer 
Erwerbsminderungsrente führen. 

Wie belastend ist die Situa-
tion für die Betroffenen selbst 
und wie gehen die damit um?

Das ist ein sehr vielschichtiges 
Problem, auch, weil Leistung in 
unserer Gesellschaft eine gro-
ße Rolle spielt. Ich habe bei den 
Beratungen noch niemanden er-
lebt, der einfach keine Lust mehr 
hatte, zu arbeiten. Im Gegenteil. 
Die Menschen tun in der Regel 
alles, um gesund zu werden und 
wieder arbeiten zu können. Das 
funktioniert aber nicht immer. Am 
meisten zu schaffen machen den 
Betroffenen die Anforderungen, 
die sie an sich selbst stellen: „Ich 
habe das doch damals geschafft. 
Ich war doch leistungsfähig und 
konnte mir alles abverlangen. 
Wieso geht das nicht mehr?“ 
Wer sich mit dem eigenen Zu-

stand nicht zurechtfindet, gerät 
in einen Teufelskreis. Und diese 
Entwicklung sucht sich niemand 
freiwillig aus.

Ist das Sozialversicherungs-
system nicht darauf ausgelegt, 
diese Menschen aufzufangen?

Grundsätzlich ja, es kommt aber 
letztlich auf das Verhalten des 
zuständigen Trägers an. Einige 
haben da volles Vertrauen in die 
jeweilige Behandlung und sehen 
etwa das Krankengeld so, wie es 
auch gesetzgeberisch gedacht ist, 
nämlich als Überbrückung bis hin 
zur Genesung. Andere dagegen 
fordern zügig zu einer Reha auf, 
um Betroffene möglichst schnell 
aus dem Bezug von Leistungen 
rauszubekommen.

Sind denn nicht die konkre-
ten Leiden der Betroffenen aus-
schlaggebend für die weiteren 
Maßnahmen?

Ich erlebe es immer wieder, dass 
verwaltungsseitige Begutachtun-
gen schnell abgehandelt werden. 
Dahinter muss noch nicht einmal 
böse Absicht stecken. Aber in 15 
oder 30 Minuten kann man bei-
spielsweise kein komplexes psy-
chisches Beschwerdebild erfassen 
und erst recht nicht die daraus 
folgenden Einschränkungen be-

nennen. Das führt im Extremfall 
dazu, dass gravierende Erkran-
kungen falsch diagnostiziert wer-
den und die Leistungsbewertung 
krachend daneben geht. Und das 
darf natürlich nicht sein.

Das klingt nach einem grund-
sätzlichen Fehler im System.

Eigentlich ist es Aufgabe der 
Rentenversicherungsträger, eine 
Erwerbsfähigkeit zu erhalten 
oder diese wiederherzustellen. 
Mein Eindruck ist jedoch, dass es 
nur noch darum geht, Leistungen 
zu gewähren oder abzulehnen. 
Wie man konstruktiv zur Gesund-
heit der Versicherten beitragen 
könnte, spielt da kaum eine Rolle. 

Wie könnte das Ihrer Meinung 
nach besser funktionieren?

Kommt eine Rente wegen Er-
werbsminderung aus der Sicht 
eines Trägers nicht infrage, dann 
könnte dieser seine Ablehnung 
doch mit der Gewährung von Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben verbinden. Die Botschaft wäre 
dann: „Du bist nicht so schwer er-
krankt, dass du keine sechs oder 
drei Stunden auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt leisten kannst, aber 
wir kriegen dich für eine andere 
leidensgerechte Tätigkeit wie-
derhergestellt.“ Aber das passiert 

Fabian Beine (39) arbeitet als Kreisgeschäftsführer im SoVD-Landesverband Nordrhein-Westfalen. Gemeinsam mit seinen Kolleg*innen 
ist der Jurist im Sozialberatungszentrum Minden für rund 4.200 Mitglieder zuständig. Neben dem Schwerbehindertenrecht ist das Thema 
Rente wegen Erwerbsminderung ein Schwerpunkt in der Beratung. Wir sprachen mit Fabian Beine über seine Erfahrungen.

„Kein Mensch sucht sich das freiwillig aus“

nicht. Es wird einfach abgelehnt 
und dann stehen die Menschen da. 
Das ist nicht nur frustrierend und 
zerstört den Glauben an staatliche 
Institutionen, sondern es ist auch 
wirtschaftlich unklug. 	

Zumal die Betroffenen ja 
krank sind und vermutlich kaum 
noch Ressourcen für den Streit 
mit Behörden haben dürften. 

In der Tat, und das vor dem Hin-
tergrund durchaus mehrjähriger 
Rechtsstreite. Gerade bei psychi-
schen Erkrankungen haben wir 
überdies eine äußerst vulnerab-
le Gruppe von Versicherten. Wer 
da drin ist, hat häufig keine Wi-
derstandskraft mehr. Man kann 
das eigene Leben kaum noch 
bewältigen und bekommt dann 
vom Rentenversicherungsträger 
gesagt: „Du simulierst, geh mal 
wieder arbeiten!“ Dafür fehlt mir 
jedes Verständnis.

� Interview: Joachim Schöne

Interview

Fabian Beine

Schutz vor den Launen des Schicksals

Der Weg zum Rentenbescheid 
ist lang und steinig. Eine wich-
tige Rolle spielen die individu-
ellen gesundheitlichen Voraus-
setzungen. Denn es gibt einen 
grundsätzlichen Unterschied 
zwischen einer Rente wegen 
voller und einer wegen teilwei-
ser Erwerbsminderung. Als voll-
ständig erwerbsunfähig gilt, wer 
für absehbare Zeit nicht in der 
Lage ist, mehr als drei Stunden 
täglich einer beliebigen Arbeit 
nachzugehen. Teilweise er-
werbsgemindert sind Personen, 
die nicht mehr als sechs Stun-
den täglich arbeiten können.

Trifft einer dieser Umstände zu, 
bleiben versicherungsrechtliche 
Vorgaben: Antragsteller*innen 
müssen wenigstens fünf volle 
Jahre in die gesetzliche Rente 
eingezahlt haben. Außerdem 
müssen sie innerhalb der letzten 

Rente wegen Erwerbsminderung soll wegfallendes Erwerbseinkommen ausgleichen

In gewisser Weise erfüllt die Erwerbsminderungsrente die Funktion eines Sicherheitsnetzes.
Fotos: R. Gino Santa Maria, James Steidl / Adobe Stock; Montage: SoVD

Bereits vor Antragstellung

Das sollten 
Sie beachten

Wer eine Rente wegen Er-
werbsminderung beantragt, 
sollte wesentliche Punkte im 
Blick haben:
•	Erhalten Sie eine bestehen-

de Behandlung aufrecht und 
achten Sie darauf, dass Ihr 
Gesundheitszustand gut do-
kumentiert ist. Weisen Sie im 
Zweifel darauf hin, dass diese 
Berichte für Sie wichtig sind.

•	Verfahren können sehr lange 
dauern. Informieren Sie sich 
daher rechtzeitig über andere 
absichernde Leistungen.

•	Bleiben Sie arbeitsuchend 
gemeldet. Denn gerade bei 
langen Verfahren spielen 
rentenrechtliche Vorausset-
zungen eine entscheidende 
Rolle.

•	 Suchen Sie rechtzeitig eine 
sozialrechtliche Beratung auf. 
Details zu den Angeboten des 
SoVD erfahren sie über Ihren 
Landesverband oder online 
unter: www.sovd.de.� jos

fünf Jahre vor Eintritt der Er-
werbsminderung mindestens 
36 Monate Rentenbeiträge 
vorweisen können. Hierzu 
zählen unter Umständen 
auch sogenannte Wartezeiten, 
etwa für die Erziehung von Kin-
dern oder die Pflege von 
Angehörigen.

Zudem prüft die Deut-
sche Rentenversicherung, 
ob eine medizinische oder 
eine berufliche Rehabilitation 
die Lage verbessern könnte. 
Nur wenn das nicht der Fall ist, 
besteht Anspruch auf eine Er-

werbsminderungs-
rente. 

Personen, die erwerbsgemin-
dert sind, dürfen sich zu den 

meist überschaubaren Bezü-
gen etwas hinzuverdienen, 
ohne dass ihre Rente ge-

kürzt wird. Voraus-
setzung ist, dass sie 
dabei im Rahmen 
des festgestellten 

Leistungsvermögens 
– also unter drei oder unter 

sechs Stunden täglich – sowie 
im Rahmen der geltenden Hin-
zuverdienstgrenzen bleiben. Mit 
Erreichen der persönlichen Re-
gelaltersgrenze endet die Er-
werbsminderungs-
rente.

Personen, die durch eine Krankheit oder infolge eines Unfalls nicht mehr in der Lage sind zu arbeiten, können eine Rente wegen 
Erwerbsminderung beantragen. Betroffen hiervon sind in Deutschland jedes Jahr rund 170.000 Menschen. Um den Anspruch auf eine 
solche Leistung vor Erreichen des gesetzlichen Rentenalters gel- tend zu machen, gilt es jedoch, einige Hürden überwinden.

Gewährt sie diese tatsächlich, 
geschieht das in der Regel nur 
befristet. Sechs Monate vor Ab-
lauf dieses Zeitraumes sollten 
Betroffene daher einen neuen 
Antrag stellen. 

Nr. 10 | Oktober 2024 Seite 3SOZIALPOLITIK



Der Mindestlohn stieg zum 
Jahresbeginn um nur 41 Cent 
auf 12,41 Euro pro Stunde. Für 
2025 ist bereits eine weitere An-
passung um erneut 41 Cent auf 
dann 12,81 Euro beschlossen.

Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) bringt nun 
Bewegung in die Debatte über 
die weitere Entwicklung. In ei-
nem Schreiben an die Mindest-
lohnkommission drängt er auf 
eine deutliche Erhöhung im 
nächsten Zyklus. Nach seinen 
Vorstellungen müsste der Min-
destlohn 2026 auf mindestens 
15 Euro steigen.

Mindestlohn in Deutschland 
unterhalb von EU-Richtlinie

Grund dafür ist eine EU-Richtlinie, die vorsieht, dass der Min-
destlohn 60 Prozent des Medianeinkommens betragen soll. Von 
diesem Wert ist der deutsche Mindestlohn weit entfernt. Nach 
Berechnungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) wären 
das in Deutschland aktuell 15,27 Euro.

Der SoVD plädiert ebenfalls für eine spürbare Erhöhung des 
Mindestlohnes auf ein angemessenes Niveau von 15,02 Euro – 
und zwar nicht erst 2026, sondern bereits im nächsten Jahr.

Entscheidung liegt bei der Mindestlohnkommission
Langfristig sieht auch Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) 15 Euro 

als Ziel, wie er im November letzten Jahres in einem Interview 
sagte. Über die Höhe entscheidet jedoch nicht die Politik, sondern 
die Mindestlohnkommission. In dieser legen Vertreter*innen von 
Gewerkschaften, Arbeitgebenden und aus der Wissenschaft die 
Entwicklung der Lohnuntergrenze fest. Der Arbeitgebervertreter 
Steffen Kampeter hat Hubertus Heil deshalb für dessen Schreiben 
an die Kommission kritisiert und wies die Forderung zurück. 

Die Entscheidung über die niedrigen Erhöhungen für die Jahre 
2024 und 2025 um jeweils lediglich 41 Cent fiel mit einer Mehr-
heit gegen die Stimmen der Gewerkschaften. � str

Heil bringt höheren 
Mindestlohn ins Spiel

Arbeitsminister fordert baldige Erhöhung auf 15 Euro

2026 steht die nächste Anpassung des Mindeslohnes an. In einem 
Brief an die Mindestlohnkommission wirbt Hubertus Heil (SPD) für 
eine deutliche Erhöhung auf 15 Euro. Als Grund nennt er eine EU-
Richtlinie, die in deutsches Recht umgesetzt werden müsse. 

In der Gastronomie verdienen 
viele Menschen Mindestlohn.

Foto: auremar / Adobe Stock

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier traf Hart-
mut Höppner, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr (BMDV). Mit da-
bei war SoVD-Referent Quentin 
Mönnich. Engelmeier machte 
klar, wie wichtig es sei, dass es 
weiter das Deutschlandticket 
für 49 Euro gibt. Zudem sei das 
Sozial-Deutschlandticket nötig. 

Ein weiteres großes Thema 
war Barrierefreiheit. Mobilität für 
alle sei bei der Inklusion essen-
ziell, so Engelmeier. Auch dürfe 
die Novelle der Elektrokleinst-

Am 17. September sprach 
Michaela Engelmeier bei der 
Verleihung des „Journalisten-
preises Patientensicherheit“. 
Der Preis wurde anlässlich des 

Austausch im 
Ministerium zu 
Verkehrsfragen

Die Sicherheit 
der Patienten 
im Blick haben

fahrzeugverordnung nicht zu 
noch mehr auf Fußwegen abge-
stellten E-Scootern führen – ge-
fährlich vor allem für Menschen 
mit Geh- und Sehbehinderungen. 

Man war sich einig, dass genug 
Geld in die Verkehrsinfrastruktur 
fließen müsse, um allen gute 
Mobilität vor Ort anzubieten 
und Teilhabe zu ermöglichen. 

Welttages der Patientensicher-
heit zum ersten Mal verliehen. 
Die Auszeichnung erhielten Lu-
cia Schmidt (FAZ-Gesundheits-
podcast) sowie Samuel Kirsch 
und Arta Ramadani (ZDF heute). 

In ihrem Impulsvortrag be-
tonte Michaela Engelmeier 
die Bedeutung von Patien-
tensicherheit und stellte die 
Forderungen des SoVD her-
aus: „Zur Verbesserung der Pa-
tientensicherheit braucht es 
ein bundesweit zentrales und 
unabhängiges Fehlermeldere-
gister, das Informationen über 
Behandlungs- und Pflegefehler 
anonym bündelt.“ Außerdem 
forderte sie eine Meldepflicht 
für sogenannte „Never Events“, 
wie vermeidbare, schwerwie-
gende Behandlungsfehler ge-
nannt werden. 

SoVD im Gespräch

Mit Staatssekretär Hartmut Höppner (Mitte) sprachen die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier und SoVD-Referent 
Quentin Mönnich im Bundesverkehrsministerium über Mobilität. 
Konstruktiv und offen tauschten sie sich zu Themen aus, die für 
die SoVD-Mitglieder besonders wichtig sind – vom bezahlbaren 
Deutschlandticket bis hin zum barrierefreien Verkehrswesen.

Foto: SoVD

Patientendaten werden digital
Mehr Digitalisierung soll das Gesundheitswesen verbessern. Darauf zielen mehrere neue Gesetze, 

bei deren Entstehung der SoVD die Versichertenseite einbrachte. E-Rezept und E-Krankschreibung sind 
schon Pflicht. Doch viele Debatten und Änderungen, von Technik bis Datenschutz, gab es um die elektro-
nische Patientenakte. Seit 2021 für Freiwillige, kommt 2025 die „ePA für alle“ – außer, man widerspricht.

Die „Opt-out-Regelung“ er-
setzt das bisherige „Opt-in“, das 
heißt: Wer die E-Akte nicht ak-
tiv abwählt, erhält sie. Dadurch 
sollen sie möglichst viele nut-
zen – statt wie jetzt nur rund 
ein Prozent. Nur dann bietet 
sie Vorteile, dem Gesundheits-
system wie der Einzelperson. 
Alle gesetzlich Krankenversi-
cherten bekommen sie; das 
Gesundheitsministerium hofft 
auf 80 Prozent bis Ende 2025. 
Privat Versicherte können sie 
auf Wunsch ebenfalls erhalten.

Start ist am 15. Januar 2025 
in den Modellregionen Franken 
und Hamburg. Deutschlandweit 
ist der 15. Februar geplant.

Vorteile: weniger Aufwand 
und alle Infos im Blick

Medikamente, Untersuchun-
gen, Laborwerte, Befunde, Rönt-
genbilder, Allergien: Alles, meist 
noch auf Papier, legt bisher jede 
Praxis und Klinik bei sich ab. 
Anderes, wie Rezepte, Impfpass, 
Arzt- oder Entlassbriefe, haben 
die Patient*innen selbst, oft 
als „Zettelwirtschaft“. Für eine 
Behandlung müssen sie Daten 
von vielen Orten zusammen-
tragen, damit Ärzt*innen und 
Therapeut*innen alles berück-
sichtigen können. Die Gefahr 
ist, dass manches verloren- oder 
untergeht, das wichtig für die 
Diagnose und Therapie wäre. 
Und im Notfall ist man womög-
lich gar nicht auskunftsfähig.

Darum sollen Patient*innen 
ihre Gesundheitsdaten besser 

immer beisammen haben, und 
zwar digital. So können sie Infos 
nachschlagen oder den Behan-
delnden zur Verfügung stellen. 

Der Forschung soll das eben-
falls nutzen – falls man nicht 
widerspricht. Hierzu werden 
Datenbündel pseudonymisiert. 
Der Versuch, die Identität zu-
rückzuverfolgen, ist strafbar. 

Dies regeln das Digital-Gesetz 
(DigiG) und das Gesundheitsda-
ten-Nutzungsgesetz (GDNG). 

Wer verfügt über die Akte 
und wie bekommt man sie?

Alle Ärzt*innen und Psycho-
therapeut*innen müssen künf-
tig viele Pflichtdaten in digita-
ler Form haben und in die ePA 
einstellen. Dazu müssen sie 
aber darauf Zugriff haben. Dem 
können Versicherte generell 

widersprechen oder nur für be-
stimmte Angaben, die sie nicht 
in ihrer Akte wollen. Sie sollten 
jedoch an Transparenz-Vorteile 
denken. Denn sie selbst haben 
und verwalten die Akte und 
können auch Daten hochladen.

Die ePA stellt die Krankenkas-
se bereit, und zwar als App. Ein-
fach einsehen kann sie sie nicht. 
Jede Kasse hat eine eigene ePA-
App, und vorher muss sie darü-
ber informieren. Für Menschen 
ohne Smartphone oder Tablet 
soll es eine Lösung am PC ge-
ben. Wer gar kein digitales End-
gerät hat, kann sich die Akte in 
der Ombudsstelle seiner Kasse 
anlegen und ausdrucken lassen. 
Diese hilft auch beim Einrichten 
der App. Wie die ganze Umset-
zung in der Praxis läuft, wird der 
SoVD kritisch begleiten.� ele

Elektronische Patientenakte kommt – das ist neu für gesetzlich Krankenversicherte

Wichtige Angaben wie Befunde, Blutwerte und Medikamentenplä-
ne muss man bald nicht mehr von Praxis zu Praxis tragen.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Seite 4 Nr. 10 | Oktober 2024SOZIALPOLITIK / AUS DEM VERBAND



Aufruf gegen Kinderarmut
Kinderarmut bleibt ein drängendes Problem in Deutschland. Jedes fünfte Kind und jede*r vierte 

Jugendliche ist von Armut betroffen oder armutsgefährdet. Das Bündnis „Ratschlag Kinderarmut“ 
veröffentlichte im September einen Appell für mehr Einsatz bei der Bekämpfung von Kinderarmut. 

Der SoVD und 50 weitere 
Organisationen forderten in ei-
nem Appell am Ende der Som-
merferien, den Stillstand bei der 
Bekämpfung von Kinderarmut 
zu beenden. Dazu müssten alle 
staatlichen Ebenen aktiv wer-
den und das Kooperationsver-
bot überwinden. Das Bündnis 
kritisiert die momentane Praxis 
von Bund, Ländern und Kom-
munen, die Verantwortung hin- 
und herzuschieben, denn das 
verhindere Fortschritte beim 
Kampf gegen Kinderarmut.

Die Unterzeichnenden fordern 
umfangreiche Investitionen 
in die soziale Infrastruktur für 
Kinder und Jugendliche. Dazu 
zählten niedrigschwellige und 
wohnortnahe Unterstützungs-
leistungen, eine gut ausgebaute 
Bildungsinfrastruktur sowie aus-
reichend finanzielle Ressourcen 
für Familien, Kindern und Ju-
gendlichen, um an Bildung so-
wie an sozialen und kulturellen 
Angeboten teilzuhaben.

Für den SoVD hatte die Vor-
standsvorsitzende Michaela 

Engelmeier den Appell un-
terschrieben. Anlässlich der 
Veröffentlichung betonte sie: 
„Spätestens seit dem ersten Ar-
muts- und Reichtumsbericht im 
Jahr 2000 sollte allen klar sein, 
dass Kinderarmut ein struktu-
relles Problem ist. Leider hat 
sich bis heute wenig geändert 
– die Sozialleistungen decken 

nach wie vor kaum das tatsäch-
liche Existenzminimum von 
Kindern ab. Mit Geld allein ist 
es aber nicht getan. Für Fami-
lien mit geringem Einkommen 
ist eine starke soziale Daseins-
vorsorge unverzichtbar.“

Der komplette Aufruf ist auf 
der SoVD-Website im Bereich 
„Pressemitteilungen“ zu finden. 

Bündnis um den SoVD fordert mehr Engagement von staatlichen Stellen

Kinderarmut führt zu Ausgrenzung und weniger Teilhabe. Der „Rat-
schlag Kinderarmut“ fordert eine stärkere soziale Infrastruktur. 

Foto: jef77 / Adobe Stock

Der KulturPass ist ein Ge-
schenk vom Staat. Damit kann 
man bis Ende 2025 Konzerte, 
Kinos oder Festivals bis zum 
Preis von 100 Euro umsonst 
besuchen. Auch Bücher, Mu-
sikinstrumente und Kurse mit 
Kulturbezug gibt es kostenfrei. 
Wer schon 2023 18 Jahre alt ge-
worden ist (Geburtsjahr 2005), 
kann sein Budget noch bis zum 
31. Dezember 2024 nutzen.

Zur KulturPass-App und wei-
teren Informationen führt fol-
gende Adresse: https://www. 
kulturpass.de/jugendliche#c7187

Im Browser findet man den 
KulturPass unter: https://storefront.prod.kulturpass.de/.

Anleitungen und Hilfe erhalten interessierte Jugendliche unter: 
https://service.kulturpass.de/help/de-de/2-jugendliche. � veo

Nach Ansicht der Regierung 
gehen zu viele Menschen vor 
der Regelaltersgrenze mit Ab-
schlägen in den Ruhestand. 
Anreize zum längeren Arbeiten 
sollen diesen Trend umdrehen.

Kernstück der Vorschläge ist 
die sogenannte „Rentenauf-
schubprämie“. Wer nach Errei-
chen der Regelaltersgrenze 12 
bis maximal 36 Monate weiter 
arbeitet, soll dafür finanziell 
belohnt werden. Rentenversi-
cherte können entweder ihre 
Rentenansprüche um 0,5 Pro-
zent pro Monat erhöhen oder 
eine Prämie ausgezahlt bekom-
men. Dann erhalten sie eine 
Einmalzahlung in Höhe der 
entgangenen Rentenzahlungen. Ab 2028 sollen die Pläne greifen.

Zusätzlich ist vorgesehen, dass Arbeitgebende die Arbeitgeber-
beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung freiwillig den 
beschäftigten Rentner*innen als Prämie auszahlen können.

Der SoVD betrachtet die Pläne insgesamt skeptisch. Gerade bei 
der Rentenaufschubprämie ist zu erwarten, dass sie nur für Men-
schen infrage kommt, die gesundheitlich in der Lage sind, weiter-
hin einer Erwerbsarbeit nachzugehen, und die einen passenden 
Arbeitsplatz haben. 

Aus Sicht des SoVD ist viel wichtiger, dass die Menschen so 
lange wie möglich gesund arbeiten können, um tatsächlich die 
Regelaltersgrenze zu erreichen.� str

18-Jährige haben
Anspruch auf KulturPass

Späterer Rentenbeginn: 
Regierung plant Anreize

Staat schenkt Jugendlichen 100 Euro für Events

Einmalzahlung oder höhere Rentenansprüche

Jugendliche des Geburtsjahrganges 2006 – also alle, die in die-
sem Jahr 18 geworden sind oder es noch werden – haben An-
spruch auf den KulturPass des Bundes. Bei einer Anmeldung bis 
zum 31. Dezember 2025 können sie damit ein 100-Euro-Guthaben 
nutzen, um Kulturevents zu besuchen oder Bücher zu kaufen. 

Die Ampelkoalition möchte Arbeitskräfte länger im Erwerbsle-
ben halten, um den Fachkräftemangel zu bekämpfen. Der SoVD 
kritisiert, dass die Pläne Menschen benachteiligen, die gesund-
heitliche Probleme haben oder deren Job abgebaut werden soll.

Arbeiten bis 70? Die Regierung 
will das finanziell belohnen. 

Grafik: kulturpass.de / BKM
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Zu wenig Schutz für Frauen
Fast jeden zweiten Tag wird in Deutschland eine Frau von ihrem Partner oder Ex-Partner getötet. 

Insgesamt werde viel zu wenig Geld in den Schutz von Frauen investiert, kritisiert der Bundesverband 
der Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff). Der SoVD mahnt zu einer zügigen Umsetzung 
des Gewalthilfeschutzgesetzes. 

Es sei wichtig, dass Frauen pro-
fessionelle Hilfe bekämen, zum 
Beispiel in einer Beratungsstel-
le. Stattdessen erhielten sie im 
Kontext von Partnerschaftsge-
walt vom nahen Umfeld häufig 
den lapidaren Hinweis: „Trenn 
dich doch einfach!“, sagte Katja 
Grieger, bff-Geschäftsführerin, 
der dpa. 2023 wurden nach Zah-
len des Bundeskriminalamtes in 
Deutschland 155 Frauen durch 
ihren (Ex-)Partner getötet – das 
waren 22 mehr als im Vorjahr. 

Kein flächendeckendes 
Gefährdungsmanagment

Grieger weist darauf hin, dass 
die sogenannte Istanbul-Kon-
vention, ein Übereinkommen des 
Europarates zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häusli-
cher Gewalt, in Deutschland zwar 
seit 2018 geltendes Recht ist. 
Doch gebe es das darin vorgese-
hene Gefährdungsmanagement 
nicht flächendeckend. 

Im Sommer startete die bun-
desweite Kampagne „Gewalt-
schutz kostet Geld und rettet 
Leben“. Ein Baustein ist eine On-

line-Petition mit der Forderung 
zur Umsetzung des Gewalthilfe-
gesetzes noch in dieser Legisla-
turperiode. SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 
war Erstunterzeichnerin, um mit 
anderen Akteur*innen ein Zei-
chen gegen patriarchale Gewalt 
zu setzen. Umfassender Gewalt-
schutz sei erst erreicht, wenn 
„jede betroffene Frau mit und 

ohne Behinderungen Zugang zu 
barrierefreien Beratungsstellen 
hat und Zuflucht in barrierefreien 
Frauenhäusern in Deutschland 
findet“, betont Engelmeier. „Ohne 
eine verbindliche Finanzierung 
aller staatlichen Ebenen – insbe-
sondere die des Bundes – ist das 
nicht umsetzbar. Deshalb ist das 
Gewalthilfegesetz jetzt notwen-
dig!“� Veronica Sina 

Beratungsstellen kritisieren fehlende Finanzierung – Gewalthilfegesetz muss kommen 

Anrufende aus dem deutschen Mobil- und Festnetz errreichen das Hil-
fetelefon „Gewalt gegen Frauen“ unter: 116 016. Das Angebot ist an-
onym, kosten- und barrierefrei sowie in 18 Fremdsprachen verfügbar.

Foto: guruXOX / Adobe Stock
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KULTURPASS?
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Der von den Kassen erhobene Zusatzbeitrag lag im August im 
Schnitt bei 1,78 Prozent. Bis dahin hatten 22 Kassen ihren Zusatzbei-
trag zwischenzeitlich angehoben. Insgesamt standen laut Angaben 
des Ministeriums in den ersten sechs Monaten dieses Jahres Ein-
nahmen von 159,1 Milliarden Euro Ausgaben von 161,3 Milliarden 
Euro gegenüber. Dabei seien die Leistungsausgaben um 7,6 Prozent 
gestiegen und damit deutlich stärker als in den vergangenen Jahren, 
hieß es. Der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen erklär-
te, für das Gesamtjahr sei mit einem Defizit von 4 bis 4,5 Milliarden 
Euro zu rechnen. Der gesamte Beitrag, den sich Arbeitgeber*innen 
und Arbeitnehmer*innen teilen, umfasst daneben den allgemeinen 
Satz von 14,6 Prozent des Bruttolohnes.

Der SoVD ist besorgt über die angekündigten Beitragserhöhun-
gen in der Kranken- und auch in der Pflegeversicherung. Michaela 
Engelmeier, Vorstandsvorsitzende des SoVD, kritisiert: „Höhere Bei-
träge werden insbesondere diejenigen treffen, die ohnehin schon 
an der Grenze ihrer finanziellen Belastbarkeit sind.“ Bei allem Re-
formbedarf im Gesundheitswesen dürften die Kosten nicht einseitig 
auf die Schultern der Beitragszahler abgewälzt werden. „Um die 
Unterstützung der Bürger*innen für die anstehenden, wichtigen 
Reformen nicht zu gefährden, müssen die Lasten gerecht verteilt 
werden.“ Statt Beitragsmittel der Gesetzlichen Krankenversicherung 
zur Finanzierung von versicherungsfremden Leistungen und der 
Krankenhausreform zweckzuentfremden, müsse auf Steuermittel 
zurückgegriffen werden, so Engelmeier. � Veronica Sina 

Steigende Kosten für 
Krankenversicherte

SoVD warnt vor weiteren Mehrbelastungen 

Die Milliardenkosten für die Gesundheitsversorgung steigen wei-
ter. Das schlägt immer stärker auf die Finanzlage der Kassen durch. 
Nun hat Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) erneut 
erkennen lassen, dass 2025 mit Beitragsanhebungen zu rechnen ist.

Untere Einkommen entlasten 

Sonderwelten statt Inklusion 

Für Einkommen bis zur sogenannten Beitragsbemessungsgrenze werden Sozialabgaben fällig. Der 
Wert wird regelmäßig angepasst – im kommenden Jahr soll diese kräftig angehoben werden. So sieht 
es ein Verordnungsentwurf des Bundesarbeitsministeriums vor. Der SoVD begrüßt das Vorhaben. 

Das Wort „Inklusion“ ist allgegenwärtig in den Medien, auch im vollmundigen Sprachgebrauch vieler Po-
litiker. Umgesetzt ist davon allerdings trotz aller verbindlichen Rechtsnormen herzlich wenig. Die immer 
noch vorhandenen Sonderwelten für Menschen mit Behinderungen in Kindergärten, Schulen, Werkstätten 
und Wohnheimen stehen jetzt im Fokus eines neuen Standardwerkes für eine inklusive Gesellschaft unter 
dem Titel „Von Behinderung befreit“ aus dem Kohlhammer-Verlag. 

Demnach sollen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung bis 
zu einem Monatseinkommen 
von 8.050 Euro Beiträge fällig 
werden. 

Aktuell liegt der Wert deutlich 
niedriger und unterscheidet sich 
zwischen alten und neuen Bun-
desländern: Im Westen beträgt 
er 7.550, im Osten 7.450 Euro im 
Monat. Wer mehr verdient, zahlt 
nur bis zu dieser Grenze Renten-
beiträge. Auf darüber liegendes 
Einkommen werden bislang kei-
ne Beiträge fällig. 

Die Beitragsbemessungsgren-
ze für die gesetzliche Kranken- 
und Pflegeversicherung soll 
künftig auf 5.512,50 Euro stei-
gen. Der Entwurf ist innerhalb 
der Regierung bereits in die 
Ressortabstimmung gegangen.

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier begrüßte 
die Pläne der Bundesregierung. 

Zu den Autoren zählen auch 
SoVD-Verbandsratspräsident 
Bernhard Sackarendt und der 
langjährige Akteur in der frühe-
ren Integ-Jugendorganisation 
des SoVD, Uwe Heineker. 

Sackarendt geht kritisch mit 
den Werkstätten ins Gericht 
und fordert, diese Sonderein-
richtungen dürften nicht länger 
lebenslange Arbeitsstätten sein, 
sondern müssten sich zu ech-
ten Rehabilitationseinrichtun-
gen entwickeln. Auch sollte das 
Mindesteinkommen im Arbeits-
bereich der gesetzliche Mindest-
lohn sein, so der Autor. Derzeitige 
Werkstätten werden im Buch als 
„harter Kern eines Exklusions-
systems, das unter menschen-
rechtlichem Aspekt seine Exis-
tenzberechtigung verloren hat“ 
eingestuft.

Heineker („Mein Menschen-
recht auf Bildung: unteilbarer, 
universeller Wert meiner Men-
schenwürde“) beschreibt in sei-
ner sehr persönlich gehaltenen 
Analyse aus eigenem Erleben 
die „Inkompetenz des Staates 
und seiner Behörden in Sachen 
inklusiver Bildung“. Am eigenen 
Leib habe er alles durcherleben 
müssen von der amtlich attes-
tierten Bildungsunfähigkeit bis 

Die jährliche Anpassung der 
Beitragsbemessungsgrenzen 
sei ein notwendiger Schritt zur 
Stabilisierung der beitragsfinan-
zierten Sozialversicherungen, so 
Engelmeier. „Höhere Beitrags-

zu seinem späteren Studienab-
schluss. Exemplarisch wird dabei 
deutlich, welche Hürden ihm und 
seiner Familie in den Weg gestellt 
wurden. Heinekers Fazit: Sonder-
einrichtungen sind in ihrer Struk-
tur reformresistent und müssen 
schrittweise abgeschafft werden.

Noch immer, so der rote Faden, 
der sich durch alle Kapitel zieht, 
werden behinderte Menschen 
kategorisiert, benachteiligt und 
in Sonderwelten abgeschoben. 
Das Buch zeigt aber nicht nur 
Mängel und Fehlentwicklungen 

bemessungsgrenzen bedeuten, 
dass höhere Einkommen stärker 
an der Finanzierung beteiligt 
werden, um Lasten gerechter zu 
verteilen. Das können wir nur 
gutheißen.“� veo

auf, sondern präsentiert Alterna-
tiven auf dem Weg zur Inklusion 
als Grundstein einer demokrati-
schen Gesellschaft mit dem Ziel 
der selbstverständlichen Dazu-
gehörigkeit und gleichberech-
tigten Teilhabe. 

Herausgeber sind Ulrich F. 
Scheibner und Wilfried Wind-
möller, die zu den entscheiden-
den Mitgestaltern des deutschen 
Werkstättenrechts zählen. Lesen-
de tauchen tief ein in komplexe 
Zusammenhänge und erfahren, 
warum es Demokratie, Freiheit 
und Inklusion in Sonderwelten 
niemals geben kann. „Es mangelt 
einfach an Menschenwürde, Au-
tonomie und Entscheidungsfrei-
heit“, so das Autorenteam. Kom-
plexes Wissen wird verständlich 
vermittelt, und deshalb ist das 
Buch lesenswert nicht nur für 
Lehrende und Studierende der 
Heil- und Sonderpädagogik oder 
Fachkräfte in Sondereinrichtun-
gen, sondern auch für alle sozi-
alpolitisch interessierten Men-
schen. � Helmut P. Etzkorn

Scheibner / Windmöller (Hrsg.): 
„Von Behinderung befreit – Inklusi-
ve Alternativen zur Sonderwelt bei 
Bildung, Arbeit und Wohnen“. Er-
schienen im Kohlhammer-Verlag, 
278 Seiten, 42 Euro. 

SoVD begrüßt die Regierungsläne zu höheren Sozialabgaben für Gutverdiener*innen 

Neu erschienenes Standardwerk vermittelt komplexes Wissen auf verständliche Weise

Menschen in den unteren Einkommensklassen stemmen oft über-
proportional schwer an der Finanzierung wichtiger Maßnahmen. 

Das Autorenteam zeigt Alterna-
tiven auf dem Weg zur Inklusion.

Foto: AnnaStills / Adobe Stock

Mehr als die Hälfte (53 Prozent) 
der 2023 daran Verstorbenen war 
85 Jahre und älter. Nur rund zwei 
Prozent waren jünger als 65 Jah-
re. Rund 19.000 Patient*innen  
wurden im Jahr 2022 wegen 
Alzheimer in Kliniken stationär 
behandelt. Die Zahl stieg um 61 
Prozent im Vergleich zum Jahr 
2002. Knapp die Hälfte der Be-
handelten (49 Prozent) war 2022 
zwischen 75 und 84 Jahre alt, gut 
ein Viertel (28 Prozent) war älter. 
Nur sechs Prozent waren jünger 
als 65 Jahre. 58 Prozent waren 
Frauen, 42 Prozent Männer. 

Der – weltweite – Anstieg der 
Behandlungszahlen und der To-
desfälle ist auch auf die Alterung 
der Bevölkerung zurückzuführen. 
So nahm die Zahl der Menschen ab 65 Jahren in Deutschland zwi-
schen 2003 und 2023 um 27 Prozent auf 18,9 Millionen zu. Die Al-
tersgruppe ab 85 Jahren stieg um 110 Prozent auf 2,9 Millionen an. 

Noch immer ist Alzheimer nicht heilbar. Doch es gibt inzwischen 
Hinweise darauf, dass sich eine Demenz oft durch verschiedene 
Maßnahmen zumindest erheblich verzögern lässt. Als Risikofakto-
ren gelten hingegen wenig körperliche Bewegung, Übergewicht und 
Diabetes, Rauchen und Alkoholkonsum, Bluthochdruck sowie soziale 
Isolation, Depression, geringe Bildung,Hirnverletzungen, Hörminde-
rung und Luftverschmutzung. � veo / dpa 

Demenzerkrankungen 
nehmen weiter zu 

Alzheimer-Todesfälle in 20 Jahren fast verdoppelt

Die Zahl der Todesfälle aufgrund von Alzheimer hat sich binnen 20 
Jahren fast verdoppelt. 2023 starben in Deutschland rund 10.100 
Menschen an der unheilbaren Demenzerkrankung, 2003 waren es 
noch rund 5.100 Menschen. Das teilte das Statistische Bundesamt 
anlässlich des Welt-Alzheimertages am 21. September mit. 

Das Alzheimer-Risiko steigt mit 
dem Alter. 

Foto: bilderstoeckchen / Adobe Stock 
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Über eine Million Menschen, 
großteils Frauen, erhalten eine 
Grundrente; im Schnitt 86 Euro 
extra. Wer eine kleine Rente hat, 
aber freiwillig eine Lohnsteuer-
erklärung macht, könnte diesen 
Zuschlag erhöhen, raten Lohn-
steuerhilfevereine und Verbrau-
cherzentralen. Manchmal führe 
das sogar erst zum Anspruch.

Den hat, wer 33 Beitragsjahre 
nachweist – aus Arbeit, Kinder-
erziehung und Pflege –, unter-
durchschnittlich verdiente und 
im Vorvorjahr eine unterdurch-
schnittliche Rente bezog. Der 
Zuschlag berechnet sich dann 
am zu versteuernden Einkom-
men (Rente und alle Einnahmen). 

Genau deshalb kann sich das 
digitale Formular fürs Finanzamt lohnen. Denn auch Rentner*innen 
dürfen steuerlich viel abziehen, ob Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge – falls man neben der Rente mehr als geringfügig 
arbeitet –, Spenden, Kontogebühren, Werbungskosten, Kosten für 
Handwerk, Haushaltshilfe, Kur oder bei Krankheit. Was übrig bleibt, 
kann so viel niedriger sein, dass sich das auf die Grundrente auswirkt. 
Für den vollen Zuschlag (aktuell 460 Euro) sind 35 Beitragsjahre 
nötig und liegt die Einkommensgrenze für Ledige dieses Jahr bei 
1.375 Euro brutto im Monat, für Ehepaare und eingetragene Part-
nerschaften bei 2.145 Euro. Darüber werden 60 Prozent angerechnet.

Pflicht ist die Steuererklärung aber nur für Rentner*innen mit Jah-
reseinkommen über dem Grundfreibetrag. Dieser war 10.908 Euro 
für 2023 und ist 11.604 Euro für 2024. � Eva Lebenheim

Steuererklärung oft auch 
mit Grundrente ratsam

Bei kleinen Bezügen den Aufstockungsbetrag erhöhen

Seit 2021 gibt es in Deutschland die Grundrente: Zuschläge zur 
gesetzlichen Rente sollen die Lebensleistung von Menschen beloh-
nen, die lange gearbeitet und dennoch wenig Rente haben. Eher un-
bekannt ist, dass sich auch für sie eine Steuererklärung lohnen kann.

Steuerliche Abzüge können An-
sprüche auslösen oder erhöhen.

Foto: Lorenz Timm / Adobe Stock

Diskriminierung geschieht auch im Ausbildungs- und Arbeitsbereich, 
im Wohnungsmarkt, im Gesundheitswesen oder bei der Polizei.

Foto: Mediaphotos / Adobe Stock

Mehr Schutz vor Diskriminierung
Immer mehr Menschen sind von Diskriminierung betroffen; entsprechend wächst die Zahl der 

Hilfesuchenden. Das geht aus dem Vierjahres-Bericht zur Diskriminierung in Deutschland hervor, 
den die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) Anfang September in Berlin vorstellte. Eine 
Gesetzesänderung zum besseren Schutz  Betroffenen lässt jedoch weiter auf sich warten. 

Demnach registrierte die ADS 
zwischen 2021 und 2023 insge-
samt 20.618 Beratungsanfragen. 
Nur bei etwa der Hälfte habe man 
den Betroffenen konkret weiter-
helfen können, sagte Ferda Ata-
man, Antidiskriminierungsbeauf-
tragte des Bundes. Dies liege vor 
allem am Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) in seiner 
aktuellen Form. Es sei „schwach 

und lückenhaft“ und lasse wich-
tige Bereiche außen vor – etwa 
Fälle von Diskriminierung, die 
von staatlichen Stellen wie der 
Polizei, der Justiz oder anderen 
Behörden ausgehe. Lediglich 
der Schutz vor Diskriminierung 
in privaten Rechtsbeziehungen 
– etwa bei einem Restaurantbe-
such – würden berücksichtigt. 

Obwohl die Appelle unüber-

hörbar seien, bleibe die Ampel 
bislang ein Gesetz schuldig, 
um das Leben vieler Menschen 
in Deutschland zu verbessern. 
Gemeinsam mit sechs weiteren 
Bundesbeauftragten fordert Ata-
man seit Monaten vergeblich die 
im Koalitionsvertrag versproche-
ne Gesetzesreform.

Auch Michaela Engelmeier, 
SoVD-Vorstandsvorsitzende des 
SoVD, kritisiert den fehlenden 
Elan der Bundesregierung beim 
Thema Antidiskriminierung: „Es 
ist nicht hinnehmbar, dass die 
Bundesregierung und insbeson-
dere das Bundesjustizministe-
rium beim Thema Antidiskrimi-
nierung nicht vorankommen.“  
Diskriminierung betreffe Milli-
onen von Menschen, darunter 
rund 13 Millionen Menschen mit 
Behinderungen. Aktuell blockie-
re das Justizministerium etwa 
die Reform des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes, durch 
die es zu mehr Barrierefreiheit 
kommen soll. „Die im Koalitions-
vertrag versprochenen Maßnah-
men müssen endlich umgesetzt 
werden.“ � Veronica Sina

Antidiskriminierungsbeauftragte bezeichnet Gesetzeslage als unzureichend

Am 12. Oktober, einem Sams-
tag, findet der 9. SoVD-Inklusi-
onslauf auf dem Tempelhofer 
Feld statt. Die Anmeldung ist bis 
kurz vor der Veranstaltung on-
line unter www.inklusionslauf.
de möglich. Ganz spontan Teil-
nehmende können sich noch 
am Tag selbst vor Ort anmelden. 

Um 10 Uhr eröffnen die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier und Franziska Lieb-
hardt, die diesjährige Schirm-
herrin des Inklusionslaufes, die 
Veranstaltung. 

Für alle ist eine passende
Distanz dabei

Ab 10.15 Uhr beginnen die 
Läufe über das großflächige 
ehemalige Flughafengelände. 
Den Start machen die Kleins-
ten beim Bambiniliauf über 300 
Meter. Begleitung und Unter-
stützung durch die Eltern sind 
hierbei natürlich willkommen. 

Danach gehen die bunt ge-
mischten Staffeln mit jeweils 
vier Mitgliedern auf die Strecke.

Jede*r Starter*in absolviert eine 
400-Meter-Runde. 

Um 11 Uhr sprechen Franzis-
ka Liebhardt und Oliver Vorth-
mann, Vorstandsmitglied der 

Deutschen Depressionsliga, auf 
der Bühne über nicht sichtbare 
Beeinträchtigen – das Schwer-
punktthema bei dieser Ausgabe 

des SoVD-Inklusionslaufes. 
Danach geht es sportlich wei-

ter und die Läufe über 1 und 
2,5 Kilometer starten. Vor den 
längeren Distanzen über 5 und 
10 Kilometer sorgt die Trom-
melgruppe der UFA-Fabrik für 
die entsprechende Motivation  
– und die Tombola steht an. Alle 
über-18-jährigen Starter*innen 
nehmen daran automatisch mit 
ihrer Startnummer teil. 

In diesem Jahr werden unter 
anderem spannende Preise wie 
Showtickets, Übernachtungen 
im SoVD-Erholungszentrum 
Büsum oder Eintrittskarten für 
das Resort Tropical Islands ver-
lost. 

Viele Angebote zum
Informieren und Mitmachen

Während die Teilnehmenden 
zu Fuß, im Rollstuhl, mit Hand-
bikes, Inline-Skates oder auf 
ganz andere Art eine oder zwei 
Runden über die frühere Start- 
und Landebahn zurücklegen, 
liefert die Kifrie-Musiketage 

musikalische Unterhaltung im 
Start- und Zielbereich. 

Der SoVD-Inklusions-
lauf hat viele Fans und 
Unterstützer*innen, die das 
Event so besonders und zu ei-
nem großen Fest der Inklusion 
machen. Hier kann jede*r mit-
machen; aber auch wer einfach 
nur an der Strecke dabei sein 

Es dauert nicht mehr lange, bis auf dem Tempelhofer Feld wieder Vielfalt und Inklusion gefeiert wird. 
Der SoVD richtet dann wieder den Inklusionslauf aus und freut sich auf viele Teilnehmende auf und 
neben der Strecke. Neben mehreren Läufen über unterschiedliche Distanzen sind ein interessantes 
Bühnenprogramm mit Musik und Wortbeiträgen sowie Mitmachaktionen auf dem Gelände geplant. 

Ein buntes Programm beim Inklusionslauf
Große Sportveranstaltung des SoVD am 12. Oktober in Berlin: „Der Lauf für alle“ geht in die nächste Runde

Das gemeinsame Aufwärmen vor dem Start gehört beim SoVD-
Inklusionslauf fest zum Programm. 

Foto: Sascha Pfeiler

will, kommt auf seine Kosten. 
Viele Zelte laden zum Infor-
mieren und Mitmachen ein, die 
Spieleecke und der Rollstuhl-
Parcours freuen sich auf viele 
interessierte Gäste. Außerdem 
gibt es ein neues Gastronomie-
Konzept. Ein Besuch am 12. Ok-
tober lohnt sich auf jeden Fall. 

� Sebastian Triesch
Mit Freude geht‘s ins Ziel. 

Foto: Denny Brückner
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V. li.: Jens Teutrine, MdB, Michaela Engelmeier, Fabian Beine, Silke 
Riechmann, Gudrun Volkmann, Henriette Wunderlich, Ruth Lenz, 
Klaus Kienemann, Georg Plitnick und Frank Schäffler, MdB.

Nordrhein-Westfalen

Im Blick standen vor allem häufige Probleme der Ratsuchenden. 
Gemeinsam mit der Rentenexpertin der Abteilung Sozialpolitik im 
Bundesverband, Henriette Wunderlich, traf Engelmeier dabei auch 
zwei Mitglieder des Bundestages: Frank Schäffler und Jens Teut-
rine (beide FDP). Nach Gesprächen hatte sie diese Abgeordneten 
der Wahlkreise Minden-Lübbecke I und II zum Besuch beim SoVD 
eingeladen. Die Politiker erhielten einen eindrücklichen Einblick 
in die wertvolle Arbeit des Verbandes vor Ort.

Dieser war bestens vertreten: mit Kreisgeschäftsführer Fabian Bei-
ne, Landesschatzmeister Klaus Kienemann, dem Kreisvorsitzenden 
Georg Plitnick, der stellvertretenden Kreisvorsitzenden Vera Nerge 
(nicht auf dem Foto), Kreisschatzmeisterin Gudrun Volkmann und den 
hauptamtlichen Mitarbeiterinnen Ruth Lenz und Silke Riechmann.

Echte Hilfe in Fragen der Rente, Behinderung oder Pflege
Der Schwerpunkt des spannenden Treffens lag auf dem Bericht 

aus der Beratungspraxis. Beine ging auf etliche Themen ein. Der 
Großteil der Beratungen betreffe den Bereich Renten- und Schwer-
behindertenrecht, und hier vor allem Erwerbsminderungsrenten. 

Psychische Probleme seien dabei ein großes Feld. Oft würden 
sie gar nicht erkannt. Den Betroffenen unterstelle man dann, sie 
bildeten sich alle Symptome nur ein, und lehne eine Erwerbsmin-
derung ab. Es schlössen sich sehr langwierige Verfahren an.

Das Thema Pflege spielte ebenfalls eine große Rolle. Und auch 
hier sei ein großes Problem, wie lange die Verfahren zur Anerken-
nung eines Pflegegrades dauern. Doch das Ergebnis sei schließlich 
in der Regel ein Erfolg – mit der Unterstützung des SoVD.

Das SBZ Minden führt pro Jahr etwa 400 Neuverfahren. In ganz 
NRW seien es 10.000 bis 12.000 Verfahren jährlich, so Beine.

Lebenslagen verstehen, an der Seite der Menschen sein
Es folgte ein intensiver Austausch – über das Ehrenamt, die Tä-

tigkeit des SoVD und die Frage, wie man Menschen erreicht, die 
Hilfe brauchen, aber gar nicht wissen, dass ihr Bescheid, ihre Ein-
stufung oder Ähnliches fehlerhaft sind. 

Den beiden Abgeordneten empfahl die Vorstandsvorsitzende, 
sich immer persönlich und direkt ein Bild von der Situation der 
Menschen und den Herausforderungen zu machen. Nur so ließen 
sich fundierte, gerechte Entscheidungen treffen. „Politik braucht 
Nähe und Verständnis, um wirklich zu wirken“, sagte sie.

Vom Verband vor Ort war Engelmeier einmal mehr begeistert: 
„Ein großes Dankeschön geht an das engagierte Team des SoVD! 
Eure Arbeit ist von unschätzbarem Wert und hat einen echten 
Unterschied für die Menschen gemacht. Minden und Umgebung 
können sich glücklich schätzen!“ � ele

Wichtiger Besuch bei der 
Sozialberatung Minden

Der SoVD lebt auch vom direkten Austausch, ob mit der Politik 
oder im Verband. Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier „tourt“ 
durch die Gliederungen, spricht mit Haupt- und Ehrenamtlichen über 
deren Arbeit und Themen, die den Mitgliedern wichtig sind. Ende 
August besuchte sie das Sozialberatungszentrum (SBZ) Minden im 
Landesverband Nordrhein-Westfalen – und war schwer beeindruckt.

Die GdB-Höhe bestimmt die 
Nachteilsausgleiche für Men-
schen mit Behinderungen und 
chronischen Erkrankungen. 
Dem Mitglied S. [anonymisiert] 
aus Koblenz hatte das Landes-
amt per Änderungsbescheid 
nur noch einen Grad von 40 
zuerkannt. Seinen Widerspruch 
lehnte es ab. Da wandte es sich 
an den SoVD – und bekam Hilfe. 

Der 40-Jährige hat schwe-
re Hämophilie A, eine geneti-
sche Blutgerinnungsstörung, 
bekannt als „Bluterkrankheit“. 
Seine Faktor-VIII-Restaktivität 
liegt bei unter einem Prozent. 
Der auch antihämophiles Glo-
bulin A (AHG) genannte Faktor 
ist ein wichtiger Blutbestand-
teil: Überschuss führt zu Throm-
bosen, Mangel zu Hämophilie A. 

Starke Beschwerden und 
kaum Teilhabe

S. hat chronische Knieschmer-
zen, Schmerz in allen Gelenken 
nach Belastung, Gelenkeinblu-
tungen und spontane Hämato-
me. Er lebt in ständiger Angst, 
sich zu verletzen und gar zu ster-
ben, wenn er nicht rechtzeitig 
den Gerinnungsfaktor gespritzt 
bekommt. Er kann nicht Vollzeit 
arbeiten, keinen Sport treiben 
und nur mit viel Aufwand reisen. 

Zweimal täglich spritzt er sich 
selbst. Mehrmals im Monat muss 
er zur Fachärztin in die Uniklinik 
– schon, um kleinste Blutungen 

Der SoVD Rheinland-Pfalz / Saarland konnte einem Mitglied in einem schwierigen Fall schon in erster 
Gerichtsinstanz zu dessen Recht verhelfen. Der 40-Jährige hat eine sehr seltene, chronische Krankheit, 
die den Alltag und die Teilhabe erheblich einschränkt. Die SoVD-Sozialrechtsvertretung erstritt gegen 
das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung einen deutlich höheren Grad der Behinderung (GdB).

Wir haben geholfen

zu stillen. Hausarzt und nieder-
gelassene Fachärzt*innen leh-
nen die Behandlung ab. So kann 
er kaum am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben. Auch frühere 
Freunde und Kollegen gehen 
ihm überfordert aus dem Weg. 
Das macht ihn zum Außenseiter. 

SoVD geht vor Gericht – 
und erwirkt GdB 80 statt 40

Sozialjuristin Sigrid Jahr reich-
te im Namen des SoVD Klage 
beim Sozialgericht Koblenz ein.

Den Widerspruch hatte das 
Amt mit der Begründung abge-
lehnt, es sei keine wesentliche 
Verschlimmerung belegt, etwa 
durch mehrfach jährliche, star-
ke Blutungen. „Gefahren“ seien 
irrelevant. Jahr hielt dagegen 
und legte weitere Belege vor. 
Dass es nicht zu starken Blutun-
gen gekommen war, liege nur 
am sehr vorsichtigen Verhalten 
des Klägers. Doch so büße er 

Teilhabe ein – und durch Teil-
zeitarbeit auch Geld. Befunde 
zeigten zudem Gelenkschäden. 

Im Sachverständigengutach-
ten fürs Gericht erklärte die Uni-
Fachärztin, bei so schwerer Hä-
mophilie A hießen schon kleine 
Verletzungen große Gefahr; bis 
zu Spontanblutungen im Gehirn 
und Gelenkverkrüppelungen.

Fast drei Jahre lief das Verfah-
ren. Dann hob das Gericht den 
Bescheid auf: Das Amt müsse 
einen GdB von 80 feststellen. 
Der zeige die erhebliche Teilha-
behinderung in fast allen Berei-
chen durch Gefahr und viel The-
rapieaufwand. Maßgeblich seien 
nicht Blutungszahl und -schwe-
re, sondern AHG-Restaktivität 
und Einschränkungen.� ele / sj

Höherer Grad der Behinderung

Sigrid Jahr
SoVD-Sozialjuristin

Foto: SoVD RPS

„Bluter“ leben stets gefährlich.
Foto: JustLife / Adobe Stock

Deutschlandticket wird teurer
Die Finanzierung des Deutschlandtickets ist vorerst gesichert - für die Abonennt*innen bedeutet 

das jedoch eine Preiserhöhung von 49 auf 58 Euro im Monat. Der SoVD kritisiert diese Entscheidung 
und fordert neben einem stabilen Preis von 49 Euro auch ein ergänzendes Sozialticket für 29 Euro. 

Ab Januar wird das Deutsch-
landticket voraussichtlich 
58 Euro im Monat kosten. 
Darauf einigten sich die 
Verkehrsminister*innen der 
Länder am 23. September bei 
einer Sonderkonferenz.

Das Bündnis Sozialverträg-
liche Mobilitätswende, dem 
auch der SoVD angehört, hatte 
im Vorfeld vor einer Preiserhö-
hung gewarnt. 

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
kritisierte die Entscheidung, 
den Preis anzuheben. „Die 
beschlossene Erhöhung des 
Deutschlandtickets auf 58 
Euro ist ein Rückschritt auf 

dem Weg zu einer sozialen und 
ökologischen Mobilitätswende. 
Viele Menschen, insbesondere 
Geringverdiener, können sich 
schon das 49-Euro-Ticket kaum 
leisten“, sagte sie gegenüber 
der Rheinischen Post. 

Statt steigender Preise 
braucht es aus Sicht des SoVD  
ein bundesweites Sozialticket 
für maximal 29 Euro, das auch 
finanziell schwächeren Haus-
halten Mobilität ermöglicht. 
Außerdem müssen der Ausbau 
des ÖPNV in Bezug auf Taktung, 
Verlässlichkeit und Barrierefrei-
heit vorangetrieben werden, 
um allen Menschen Teilhabe zu 
ermöglichen. � str

Bündnis Sozialverträgliche Mobilitätswende hatte für stabilen Preis geworben

Das Deutschlandticket garan-
tiert Mobilität im Nahverkehr. 

Foto: Markus Mainka / Adobe Stock
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2 Übernachtungen inkl. HP 

ab 165,00 € pro Person *

   

  1x Begrüßungscocktail am ersten Abend
  1x Kaffeegedeck mit 1 Pott Kaffee & 1 Stück Kuchen
  2x Abendessen im Rahmen der HP
  2x reichhaltiges Langschläfer-Frühstück vom Buffet

Jetzt Urlaub in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder 
auf unserer Internetseite www.erholungszentrum-buesum.de

*  Angebotspreis: ab 165,00 € pro Person für SoVD-Mitglieder (bei 4 Übernachtungen ab 310,00 € pro Person) – im Haus Nordsee oder 
Haus Andrea, zzgl. Kurtaxe der Gemeinde Büsum. Buchbarer Zeitraum: 01.11.2024 bis 30.11.2024 nach Verfügbarkeit.

Wellen, Watt und Wohlfühlen
November-Spezial im Erholungszentrum Büsum

Daniel Kreutz feiert am 10. 
Oktober seinen 70. Geburtstag. 

Auf Bundesebene seit 2015 
Mitglied im Gesellschaftspoli-
tischen Ausschuss, zuvor Sozial-
politischer Ausschuss (SPA), ist 
Kreutz in Nordrhein-Westfalen 
seit 2010 SPA-Vorsitzender. Der 
frühere Politiker und Gewerk-
schafter war auch hauptamtlich 
lange für den SoVD NRW tätig.

Personalien

Wer nachts oder an Sonn- oder Feiertagen arbeitet, erhält häufig 
einen Zuschlag. Dieser ist meist steuerfrei und für die Sozialversiche-
rung beitragsfrei. Dafür darf der Grundverdienst, auf dem die Berech-
nungen beruhen, 25 Euro pro Stunde nicht übersteigen. 

Und noch bis zum 31. Dezember 2024 können Arbeitgeber*innen 
steuer- und beitragsfrei eine Inflationsausgleichsprämie auszahlen 
– auch an geringfügig Beschäftigte. Die Obergrenze liegt bei 3.000 
Euro, die Prämienhöhe legt der Arbeitgeber fest. Auf die Verdienst-
grenze beim Minijob hat das keinen Einfluss. Auch die Finanzierung 
des Deutschlandtickets oder ein entsprechender Zuschuss bleiben 
für geringfügig Beschäftigte steuer- und beitragsfrei.

Der SoVD lehnt grundsätzlich prekäre Arbeitsverhältnisse ab, weil 
sie oft gleichzeitig ungewollte finanzielle Abhängigkeit und spätere 
Altersarmut bedeuten. Wer im Minijob arbeitet, sollte sich besonders 
gut mit den eigenen Rechten auskennen. � veo

Rechte beim Minijob
Einige Extrazahlungen werden nicht angerechnet

Mehr als 538 Euro dürfen Minijobber*innen im Monat nicht ver-
dienen. Es gibt aber Zahlungen, die für diese Verdienstgrenze un-
erheblich sind. Drei zusätzliche Zuwendungen im Überblick:

Das Buch „Verlorene Spuren, 
gefundene Träume“ von Carina 
Johanson ist ein Märchen für 
Erwachsene.

Für Achtsamkeit im Alltag
Carina Johanson ist Geisteswissenschaftlerin, Heilpraktikerin für Psychotherapie sowie Achtsamkeits-

lehrerin. Sie möchte Menschen in Krisensituationen dabei helfen, innezuhalten und sich selbst zu er-
fahren. Zu diesem Zweck schrieb sie anstelle eines klassischen Ratgebers ein Märchen für Erwachsene. 

Oftmals gerät das Leben ge-
rade in Zeiten von Krankheit 
aus den Fugen. Menschen, 
die das erfahren, schwanken 
zwischen innerer Betäubung, 
Zweifeln und Ängsten. Carina 
Johanson vergleicht diese Si-
tuation mit einem Schiff, das in 
einen Sturm geraten ist. Acht-
samkeit, sagt sie, sei das Segel, 
das dabei helfe, die Wellen der 
aufsteigenden Gefühle und Ge-
danken zu meistern. Statt das 
Unangenehme zu verdrängen 
oder sich davon überwältigen 
zu lassen, könne man lernen, 
diesem mit Mitgefühl zu be-
gegnen.

Lebensfreude erfahren – 
selbst in schweren Zeiten

Für Johanson ist Achtsamkeit 
nicht nur eine Lebensphiloso-
phie, sondern auch eine prak-
tische Übung im Alltag. Dabei 
gehe es darum, trotz Schmer-
zen und Leid den Blick auch 
auf angenehme und neutrale 
Erfahrungen zu lenken. Auf 
diese Weise, so die Achtsam-
keitslehrerin, könne das Leben 

selbst in Zeiten von Krankheit 
eine sinnstiftende Dimension 
bewahren und den Zugang zu 
Lebensfreude ermöglichen.

In Johansons Buch entdeckt 
ein Kolibri die Langsamkeit als 
Quelle innerer Ruhe. Die Form 
des Märchens wählte sie ganz 
bewusst. Ihre Motivation erklärt 
sie so: „Wir leben in einer Zeit, 

in der wir von Informationen 
regelrecht überflutet werden. 
Heute nimmt ein Mensch an 
einem einzigen Tag so viele In-
formationen auf wie ein Bauer 
des Mittelalters in seinem gan-
zen Leben.“ Zu dem ständigen 
Leistungsdruck hinzu komme 
laut Carina Johanson ein ge-
sellschaftlicher und globaler 
Wandel, der viele Menschen 
orientierungslos und innerlich 
leer zurücklasse.

Bedingungslos eintauchen
in eine Fantasiewelt

Den Leser*innen ihres Buches 
will die Autorin eine Brücke 
bauen – nicht in die Welt des 
Tuns, sondern in die Welt des 
Seins. Für Johanson ist es heute 
wichtiger denn je, diesen inne-
ren Raum der Ruhe und Kraft 
zu finden und zu bewahren. 
Ihr Märchen „Verlorene Spuren, 
gefundene Träume“ lädt auf 
poetische Weise dazu ein, sich 
selbst zu reflektieren und dabei 
wertvolle Impulse zu finden, die 
sich ins reale Leben übersetzen 
lassen.

Selbstoptimierung und Leistungsdruck führen oft zu einer inneren Leere
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SoVD erinnert an ehemaliges „Judenhaus“
In der Herschelstraße 31 in Hannover hat der heutige SoVD in den 1950er Jahren ein Grundstück gekauft und dort 1957 seine Landesgeschäftsstelle gebaut. Was 

dem Verband über Jahrzehnte unbekannt war: Auf demselben Grundstück befand sich während des nationalsozialistischen Regimes von 1941 bis 1943 ein sogenanntes 
„Judenhaus“. Bis zu 150 Menschen waren gezwungen, darin zu leben, und waren Kontrolle, Gewalt und Willkür ausgeliefert. Der SoVD setzt sich seit über 100 Jahren 
für Toleranz, gesellschaftlichen Zusammenhalt und gegen das Vergessen ein. Deswegen versteht es der Verband als seine Verantwortung, an die Bewohner*innen des 
früheren „Judenhauses“ zu erinnern und dazu beizutragen, dass sich vergleichbares Unrecht niemals wieder ereignet. Gemeinsam mit der hannoverschen Historikerin  
Dr. Marlis Buchholz und der Zeitzeugin Ruth Gröne, die als Kind in diesem Haus lebte, sowie mit der Stadt Hannover arbeitet der SoVD die Geschehnisse auf.

Niedersachsen

Fotos: Martin Bargiel (links), Historisches Museum Hannover (rechts)

Herschelstraße 31 in Hannover: Das heutige Bürogebäude der SoVD-Landesgeschäftsstelle sowie 
des SoVD-Beratungszentrums (links) und Straßenansicht um 1944 mit dem zerstörten ehemaligen 
„Judenhaus“ in der Bildmitte (rechts)

Das ganze Gespräch mit 
Dr. Marlis Buchholz, Erin-
nerungen der ehemaligen 
Hausbewohnerin Ruth Grö-
ne und weitere vertiefen-
de Informationen werden 
auf der Internetseite www. 
sovd-nds.de/gedenken be-
reitgestellt.

Die Stadt Hannover or-
ganisiert in Zusammen-
arbeit mit dem SoVD eine 
Gedenkveranstaltung im 
Oktober 2024. Eine Tafel 
an der Fassade der SoVD-
Landesgeschäftsstelle wird 
zukünftig an das frühe-
re „Judenhaus“ und seine 
Bewohner*innen erinnern.

MEHR ERFAHREN

„Judenhäuser“ waren eine 
von vielen Zwangsmaßnah-
men des Naziregimes, jüdische 
Bürger*innen systematisch zu 
diskriminieren und zu entrech-
ten. Bereits seit 1933 wurden 
sie immer stärker aus allen 
Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens ausgeschlossen. 
Mit dem „Gesetz über Mietver-
hältnisse mit Juden“, das 1939 
in Kraft trat, griff die Freiheits-
einschränkung zusätzlich auf 
den Bereich des Wohnens über. 
Jüdischen Personen wurde der 
Mietschutz entzogen und ihre 
Zwangseinweisung in „Juden-
häuser“ isolierte sie im Alltag 
noch stärker. Indem das nati-
onalsozialistische Regime die 
Menschen in bestimmten Ge-
bäuden des städtischen Raums 
konzentrierte, wollte es ihre 
Kontrolle sicherstellen und im 
späteren Verlauf auch ihre De-
portation vorbereiten. Für die 
Betroffenen bot nun nicht ein-
mal mehr das eigene Zuhause 
Schutz vor Diskriminierung. In 
Hannover waren etwa 1.600 
Menschen jüdischen Glaubens 
von diesen Maßnahmen be-
troffen. Rund 1.200 von ihnen 
wurden aus ihren bisherigen 
Wohnhäusern vertrieben, ihr Ei-
gentum wurde beschlagnahmt 
und sie mussten in ihnen zuge-
wiesene „Judenhäuser“ umzie-
hen. Dort wohnten zu diesem 
Zeitpunkt etwa 400 Jüdinnen 
und Juden, die die zusätzlichen 
Bewohner*innen in die Häuser 
aufnehmen mussten. Insgesamt 
gab es in Hannover 16 „Juden-
häuser“ in verschiedenen Stadt-
teilen. 

Die Herschelstraße 31
Wo sich heute in bester In-

nenstadtlage ein funktionales 
Bürogebäude des niedersäch-
sischen SoVD befindet, sieht 
das Straßenbild Anfang der 
1940er-Jahre noch ganz an-
ders aus. Damals ist die Her-
schelstraße 31 mit einem 1899 
fertiggestellten, vierstöckigen 
Backsteingebäude bebaut. Die-
ses Wohn- und Geschäftshaus 
besteht aus einem Vorderhaus 
und zwei Seitenflügeln, die ei-
nen Innenhof rahmen. Neben 
verschiedenen Mietparteien 
wohnt seit 1920 die Eigentü-
merfamilie Klompus darin. Von 
1929 bis zu den November-
pogromen 1938 hat diese im 
Erdgeschoss ein Geschäft mit 

Spielwaren, Korb- und Garten-
möbeln betrieben. 

Die Umwandlung des Ge-
bäudes in ein sogenanntes „Ju-
denhaus“ erfolgt im September 
1941. Zu den ohnehin massiven 
Einschränkungen für jüdische 
Personen kommen nun der 
Verlust an Privatsphäre, Über-
griffe der Gestapo und Depor-
tationen. Bis zu 150 Menschen 
werden im Laufe der kommen-
den Monate gezwungen, in der 
Herschelstraße 31 zu wohnen 
– wiederholt werden Personen 
in das Haus zwangseingewie-
sen oder sie müssen umziehen. 
Am 15. Dezember 1941 wer-
den 85 Bewohner*innen in das 
Ghetto Riga deportiert. Etwa 
30 in sogenannten „Mischehen“ 
lebende Paare müssen in der 
Folgezeit neu in das Haus zie-
hen. Am 9. Oktober 1943 wird 
das Gebäude bei einem der 
schwersten Bombenangriffe 
auf Hannover zerstört – damals 
lebten noch ungefähr 60 Perso-
nen im Haus.

Was ist über das Schicksal 
der Eigentümerfamilie Klom-
pus und die Umwandlung der 
Herschelstraße 31 in ein „Ju-
denhaus“ bekannt?

Das Gebäude Herschelstraße 
31 war damals im Eigentum der 
Familie Klompus, 1936 hatte 
es Rosette Klompus von ihrem 
verstorbenen Mann geerbt. Im 
Haus lebten sowohl jüdische 
als auch nichtjüdische Mieter. 
Als es im September 1941 in 
ein „Judenhaus“ umfunktioniert 
wurde, hatten die nichtjüdi-
schen Bewohner das Haus ver-
lassen. Etwa 70 neue jüdische 
Bewohner wurden zwangsein-
gewiesen. Von der ersten De-
portation aus Hannover in das 

Ghetto Riga am 15. Dezember 
1941 waren auch 85 Bewohner 
und Bewohnerinnen der Her-
schelstraße 31 betroffen, unter 
ihnen auch drei Kinder von Ro-
sette Klompus. Sie selbst muss-
te im Februar 1942 in das „Ju-
denhaus“ An der Strangriede 55 
umziehen. Von dort wurde sie 
am 23. Juli 1942 in das Ghetto 
Theresienstadt deportiert, wo 
sie vier Wochen später verstor-
ben ist; die Todesfallanzeige 
vermerkt als Todesursache „Al-
ters- und Herzschwäche“.

Nach der Deportation im De-
zember 1941 ist die Zahl der 
in der Herschelstraße 31 le-
benden Menschen auf 60 bis 
70 Personen gesunken. Wer 
überlebte und weiterhin im 
„Judenhaus“ wohnte, war enor-
men Freiheitsbeschränkungen 
unterworfen. 

Allgemein waren die Wohn-
verhältnisse in „Judenhäusern“ 
beengt und die Hygiene ein-
geschränkt oder schlecht. Das 
Haus in der Herschelstraße war 
besser ausgestattet als ande-
re, eher baufällige, Gebäude. 
Es gab hier Strom, Wasser und 
Toiletten in den Wohnungen. 
Auch gab es pro Wohnung 
eine Küche, die sich fünf oder 
sechs Familien teilen muss-
ten. In anderen „Judenhäusern“ 
haben sich bis zu neun Perso-
nen einen kleinen Raum tei-
len müssen. Die Verhältnisse 
waren also unterschiedlich; in 
der Herschelstraße hatten die 
Paare und Familien wenigstens 
ein Zimmer für sich. Die Bewe-

gungsfreiheit außerhalb des 
Hauses war ebenfalls stark re-
guliert. Im Grunde konnte jedes 
Verhalten bestraft werden, ganz 
willkürlich. Einerseits gab es 
Anordnungen, die alles bis ins 
Kleinste reglementiert haben. 
Ein nicht richtig angebrachter 
Judenstern oder eine verkauf-
te Zigarette konnten schlimme 
Folgen haben. Für die Herschel-
straße ist bekannt, dass acht 
Männer aus dem Haus verhaftet 
wurden, weil sie Zigaretten ver-
kauft haben. Sie wurden in das 
Arbeitserziehungslager Lahde 
gebracht und dort ermordet.

Zur Willkür gehörte auch die 
Gewalt der Gestapo. Deren Mit-
glieder hatten jederzeit Zugang 
zu den Räumen des „Judenhau-
ses“ in der Herschelstraße und 
die Bewohner*innen waren ih-
rer Kontrolle schutzlos ausge-
liefert.

Ja, die Gestapo war zwar nicht 
selbst im Haus, aber es gab re-
gelmäßig unangekündigte Kon-
trollen. Oft gegen 22, 23 Uhr 
nachts, wie es von überleben-
den Hausbewohnern geschil-
dert wurde. Wenn die Gestapo-
Männer darauf Lust hatten, dann 
haben sie die Menschen auch 
in den Keller kommen lassen, 
das passierte regelmäßig, und 
dann haben sie sie verprügelt. 
Von diesen Misshandlungen 
wissen wir durch Überlebende, 
die in den Nachkriegsprozessen 
gegen hannoversche Gestapo-
Beamte ausgesagt haben. Ei-
ner von ihnen, Alfred Jonas, hat 
geschildert, wie sie die Treppe 

hinunter in den Keller getrie-
ben wurden. Dann wurden 
willkürlich Männer verprügelt 
oder sie wurden gezwungen, 
einen Mitbewohner zu verprü-
geln. Die Hausbewohner hatten 
da schon versucht, Besenstiele 
und andere Gegenstände im 
Haus vor der Gestapo zu ver-
stecken. Aber auch das hat nicht 
gereicht. Dann wurde ein Liege-
stuhl zerbrochen und damit auf 
die Menschen eingeschlagen. 
Alfred Jonas hat damals massi-
ve Striemen davongetragen, er 
konnte lange nicht stehen, sit-
zen oder liegen. Das ist relativ 
ausführlich dokumentiert. Die 
Gestapo-Leute waren oft alko-
holisiert. Bei den Gewaltexzes-
sen mussten auch die Kinder 
zusehen.

Die Historikerin Dr. Marlis 
Buchholz forscht zur Ge-

schichte der Jüdinnen und 
Juden zur Zeit des Natio-

nalsozialismus. Sie hat dem 
SoVD umfassende Informa-
tionen über das „Judenhaus“ 

in der Herschelstraße zur 
Verfügung gestellt und ihn 
intensiv bei der Aufarbei-

tung unterstützt. Hier ist ein 
stark gekürzter Ausschnitt 

eines Gesprächs abgedruckt, 
das in die Thematik einführt.
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Landesverband

Landesgeschäftsstelle Mitteldeutschland: Moritzstraße 2 F · 39124 Magdeburg

Mitteldeutschland Tel. (0391) 2 53 88 97
Fax (0391) 2 53 88 98
E-Mail: info@sovd-mitteldeutschland.de 
Internet: www.sovd-mitteldeutschland.de 
1. Landesvorsitzende: Kerstin Römer 
Landesgeschäftsführer: Holger GüssauThüringen | Sachsen-Anhalt | Sachsen

Liebe Mitglieder, 

der Landesvorstand Mittel-
deutschland – zu dem auch die 
beiden Länder Sachsen und 
Thüringen zählen – hat große 
Befürchtungen nach den Ergeb-
nissen der Landtagswahlen am  
1. September geäußert.  Die vor-
liegenden Ergebnisse der letzten 
Wahlen in diesen beiden Bundes-
ländern machen deutlich, dass 
immer mehr Menschen der AfD 
aus politischer Überzeugung ihre 
Stimme geben.  

Die freie Gesellschaft darf dennoch nicht fallen, gerade im Angesicht 
des islamistischen Terrors, sind nun „ungeschminkte Wahrheiten“ so-
wie „Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit“ gefragt, und „keine populistischen 
Scheinantworten radikaler Parteien“.

Das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) mit jeweils 70 beziehungs-
weise 80 Mitgliedern in beiden Ländern, das aus dem Stand sowohl 
in Sachsen als auch in Thüringen in den Landtag einzieht, lässt noch 
vieles unbekannt, aber das, was wir von dieser neuen Partei und sei-
nem Spitzenpersonal wissen, lässt nichts Gutes erahnen. Fest steht, 
dass das Bündnis Sahra Wagenknecht der bisher in Thüringen mit-
regierenden Partei Die Linke in erheblichem Umfang Wählerstimmen 
abgefangen hat.

Wir meinen: Die anderen Parteien sollten deutlich reagieren. Es 
ist an der Politik der Mitte, Klartext zu sprechen – Tacheles. Kontern 
wir endlich! Die AfD-Ergebnisse sind „Wirkungstreffer historischer Di-
mension“.

Von einer Protestwahl könne hingegen nicht die Rede sein – viele 
Wählerinnen und Wähler wollten die Extremisten an den Rändern in 
Verantwortung bringen. Der „Schaden“ sei angerichtet. Wie die Zukunft 
hierzulande aussehe, sei „eine große und schwierige Frage“, diese Mei-
nung von Frau Knobloch als Präsidentin der Israelitischen Kultusge-
meinde München und Oberbayern findet unsere volle Zustimmung.

Ob es in Thüringen zu einer mehrheitsfähigen Landesregierung 
kommen wird, steht zum Zeitpunkt der Entstehung dieses Kommen-
tars in den Sternen. Sowohl Mario Voigt von der CDU als auch Björn 
Höcke von der AfD erheben den Anspruch darauf. Auch in Sachsen gilt 
es abzuwarten, welche Ergebnisse die Koalitionäre vorweisen.

Joachim Heinrich, 
Vorsitzender des Sozialpolitischen Ausschusses

Editorial

Joachim Heinrich

Gleichstellungsbeauftragte Heike Ponitka vor dem Rathaus mit den 
gehissten Regenbogenfahnen.

Fotos: Monika Lück

Jenny Rasnov erzählte von ihren 
negativen Erfahrungen.

Die Ausstellung bot viele Informationen über die Frauenbewegung 
in der DDR, unter anderem dargestellt an Einzelschicksalen.

Foto: Monika Lück

„Ich will meine Rechte jetzt!“
Sachsen-Anhalt   Zum Auftakt der CSD-Wochen in Magdeburg wurden die Regenbogenfahnen vor 

dem Alten Rathaus von Schirmherrin und Oberbürgermeisterin Simone Borris, der Gleichstellungs-
beauftragten Heike Ponitka sowie Vertreter*innen des Magdeburger Stadtrates gehisst.

Im August machten im Rah-
men der CSD-Aktionstage Ver-
anstaltungen wie das Regen-
bogen-Familienfest, die queere 
Andacht in der Buckauer Kirche 
St. Gertrauden und ein Famili-
engottesdienst in der Garten-
kirche von Westerhüsen auf die 
Anliegen nicht-heterosexueller 
Menschen aufmerksam. Des 
Weiteren fanden der beliebte 
queere und moderierte Zoobe-
such, ein queerer Hundespa-
ziergang sowie eine Film- und 
Karaoke-Veranstaltung statt. 

Das Motto des CSD Magdebur 
2024 war „Darling, I want my 
rights now!“ („Ich will meine 
Rechte jetzt!“) steht für die  For-
derung nach sofortiger Gleich-
berechtigung und Anerkennung. 
„Dieser Satz“, so Jenny Rasnov, 
Beauftragte für Trans*Beratung 
& Queere Bildung, in ihrer Rede, 
„sendet die klare Botschaft aus, 
dass die Zeit für Gleichberech-
tigung und Respekt gekommen 
ist und dass weitere Verzöge-
rungen seitens der Politik nicht 
länger akzeptabel sind.“ 

Mit diesem Satz wird der 
Wunsch nach unmittelbarer An-
erkennung der Grundrechte und 
Grundfreiheiten ausgedrückt, 
unabhängig von der sexuellen 
Orientierung oder Geschlech-
teridentität. Das Motto fordert 
nicht nur Rechte ein, sondern 
betont auch das Bedürfnis nach 

sofortiger Umsetzung. 
Jenny Rasnov berichtete in 

ihren Ausführungen auch über 
die erniedrigenden und ent-
würdigenden Erfahrungen, die 
sie bei der Änderung ihres Na-
mens und ihres Geschlechter-
eintrags machte. „Die Schwere 
der Diskriminierung fühle ich 
persönlich aufgrund meiner 
Identität“, so die Rednerin ab-
schließend. Danach übergab 
sie jedem Verantwortlichen der 
Stadt Forderungen des CSD.

„Als Landesfrauensprecherin 
des SoVD Mitteldeutschland  
habe ich unseren Sozialverband 
bei dieser Veranstaltung vertre-
ten“, berichtet Monika Lück. 

CSD-Aktionstage 2024 in Magdeburg: sofortiges Handeln der Politik gefordert

Frauenbewegung in der DDR
Die Agentur für Bildung, Geschichte und Politik e. V. hat eine Wanderausstellung zur unabhängigen 

Frauenbewegung in der DDR konzipiert. Das Volksbad Buckau c/c Fraueninitiative präsentierte diese 
Ausstellung bis zum 31. August in Zusammenarbeit mit dem Dom zu Magdeburg. 

Die Ausstellung „Gemeinsam 
sind wir unerträglich“ bot erst-
mals einen Blick auf die ge-
samte Breite der unabhängigen 
Frauenbewegung in der DDR. 
Zahlreiche Dokumente, Fotos 
und Interviews zeigen, wie sich 
Anfang der 1980er die ersten 
Frauengruppen gründeten. 

Die Verhältnisse zu dieser 
Zeit waren für viele Frauen 
wegen der militärischen Auf-
rüstung und der Umweltzer-
störung unerträglich. Auch war 
es fast unmöglich, sich legal zu 
versammeln, sich politisch zu 

organisieren und eigene The-
men, wie die Rolle der Frau in 
der DDR, sexuelle Gewalt oder 
Schwangerschaftsabbrüche, öf-
fentlich zu diskutieren. 

Dennoch formierten sich in 
der gesamten DDR Frauen- und 
Lesbengruppen. Auch sie woll-
ten unerträglich sein. Sie setz-
ten sich verstärkt dafür ein, dass 
ihre Anliegen gehört wurden 
und dass sie ihre Interessen im 
beginnenden Transformations-
prozess aktiv vertreten konnten. 
Im Vergleich zu anderen wider-
ständigen Gruppen zur damali-

gen Zeit ist dieses Engagement 
noch wenig erforscht und kaum 
der Öffentlichkeit bekannt. 

„Ich fand die einzelnen Ge-
schichten der Frauen, die auf 
den Tafeln nachzulesen sind, 
sehr interessant“, resümierte 
Landesfrauensprecherin Moni-
ka Lück nach dem Besuch der 
Ausstellung. 

Im Anschluss fand eine rege 
Diskussion über das Gesehene 
statt. Auch hier berichteten die 
Anwesenden über ihre eigenen 
Erfahrungen mit der Frauenbe-
wegung in der DDR.

Wander-Ausstellung „Gemeinsam sind wir unerträglich“ war in Magdeburg
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Landesgeschäftsstelle
Moritzstraße 2 F, 39124 Mag-

deburg, Tel.: 0391 / 25 38 897. 
Fax: 0391 / 25 38 898. Sprech-
zeiten (nur nach telefonischer 
Vereinbarung) montags bis 
donnerstags 9–15 Uhr und 
freitags 9–13 Uhr.

Geschäftsstelle Leipzig
Holzhäuser Straße 124,  

3. Etage, 04299 Leipzig-Stötte-
ritz, barrierefreier Zugang. Be-
ratungstermine nur nach tele-
fonischer Vereinbarung über  
die Landesgeschäftsstelle 
in Magdeburg, Tel.: 0391 /  
25 38 897, Ansprechpartner: 
Michael Fahr.

Kreisverband 
Thüringen Mitte, West
Ortsverbände Apolda, Erfurt, 
Schmalkalden, Mühlhausen 
und Nordhausen

Sprechstunden s. Thüringen.

Sachsen-Anhalt
Sozialberatung

Siehe Landesgeschäftsstelle.

Kreisverband Altmark Ost
Werner-Seelenbinder-Stra-

ße 2–4, 39576 Stendal, Tel.: 
03931 / 54 50. Sprechstunden: 
jeden ersten und dritten Don-
nerstag im Monat, 10–12 Uhr.

Kreisverband 
Anhalt-Bitterfeld

Bitte an die Landesgeschäfts-
stelle in Magdeburg wenden.

Kreisverband
Burgenlandkreis

Selbsthilfekontaktstelle im 
Burgenlandkreis, Am Kalktor 
5, 06712 Zeitz. Terminver-
einbarung mit dem Kreis-
vorsitzenden Frank Biester, 
Tel.: 034443 / 59 99 50, Fax: 
034443 / 59 99 49, E-Mail: blk@
sovd-mitteldeutschland.de.

Kreisverband Halberstadt
AWO (barrierefrei), Friedens-

straße 27, 38820 Halberstadt, 
Tel.: 0151 / 57 38 92 71, E-Mail: 
sovd.hbs@gmx.de. Sprechzeit: 
mittwochs 16–18 Uhr.

Kreisverband 
Halle (Saale) / Saalkreis

Wilhelm-von-Klewitz-Straße 
11, 06132 Halle, Tel.: 0345 / 
77 48 246. Sprechzeit: diens-
tags 9–12 Uhr.

Kreisverband Klötze
Straße der Jugend 6, 38486 

Klötze, Tel.: 03909 / 41 814. 
Sprechzeit: dienstags 8–12 
Uhr.

Kreisverbände Magdeburg, 
Sangerhausen und Zerbst

Termine über die Landesge-
schäftsstelle in Magdeburg.

Kreisverband Mittelelbe
Lindenstraße 5, 39307 

Genthin. Sprechstunde: jeden 
ersten Dienstag im Monat.

Bei dringenden Angelegen-
heiten kontaktieren Sie den 
Vorsitzenden Peter Siegmund 
unter Tel.: 0160 / 42 13 163 
(mobil) oder Schatzmeiste-
rin Monika Lück unter Tel.: 
0162 / 47 17 156 (mobil).

Kreisverband Oschersleben
Schöninger Straße 11, 39387 

Oschersleben, Tel.: 0391 / 
25 38 897. Sprechzeiten nach 
Absprache, letzter Mittwoch im 
Quartal, 10-11.30 Uhr.

Kreisverband Quedlinburg
Café zum Freimaurer (bar-

rierefrei), Heiligegeiststra-
ße 10, 06484 Quedlinburg. 
Sprechzeit: erster Donnerstag 
im Monat, 14–16 Uhr. Andere 
Termine und Telefonberatung: 
03946 / 70 61 08 (Vorsitzen-
der), 03946 / 34 86 (Rentenbe-
ratung).

Kreisverband Salzwedel
Am Schulwall 1, 29410 

Salzwedel, Tel.: 03901 / 65 888. 
Sprechzeiten: dienstags 9–12 
und 14–16 Uhr.

Kreisverband Schönebeck
Otto-Kohle-Straße 23, 39218 

Schönebeck, Tel.: 03928 / 
70 20 20. Sprechzeit: dienstags 
9–12 Uhr und nach Absprache.

Kreisverband Wernigerode
Heltauer Platz 1, 38855 

Wernigerode. Sprechstunden: 
jeden zweiten, dritten und 
vierten Dienstag im Monat, 
16–17.30 Uhr, sowie nach Ver-

einbarung. Anmeldung erbe-
ten unter Tel.: 03943 / 63 26 31 
oder per E-Mail:info@sovd-
wernigerode.de.

Kreisverband Wanzleben
Markt 20, 39164 Wanzleben, 

Tel.: 039209 / 60 366. Sprech-
stunde: dienstags, 9–11.30 
Uhr.

Ortsverband Blankenburg
Vereinshaus „Alte Schule in 

der Oesig“, Am Lindenberg 1 a, 
38889 Blankenburg (Harz) /  
Oesig, Tel.: 03944 / 64 733. 
Sprechzeiten: jeden ersten 
Montag und Dienstag im Mo-
nat, 11–13 Uhr, sowie nach 
Vereinbarung.

Sachsen
Sozialberatung

Sprechstunden siehe Thürin-
gen.

Thüringen
Sozialberatung

Magdeburger  Allee  
138,  99086 Erfurt, Tel.: 
0361 / 79 07 90 07, Fax: 
0361 / 79 07 90 06, E-Mail: 
info@sovd-thue.de. Sprech-
zeiten: montags und donners-
tags 10–15 Uhr, eine Termin-
vereinbarung ist erforderlich.

Sprechstunden in Mitteldeutschland

Kreisverband Wernigerode
8. Oktober, 13 Uhr: Busfahrt nach Bad Lauterberg (Harz), Treff: Pe-

tristr. (Höhe Forum), Preis: 15 Euro, Gäste 20 Euro. Anm. unter Tel.: 
0151 / 15 55 45 30 oder per E-Mail an: info@sovd-wernigerode.de.

Termine

Der „Halberstädter Bürgerbrunch“  war wie immer gut besucht. 
Auch der SoVD-Ortsverband nahm wieder teil.

Kreisverband Wernigerode,v. li.: Christel Vogler, Ilse Schrader und 
Monika Weikert.

KV Wernigerode, v. li.: Martin Henze, Karin Hampel, (hinterer Tisch) 
Renate Harz, Inge Reinfelder, Rita Reinert und Renate Junig.

Aus den Kreis- und Ortsverbänden

Kreisverband Halberstadt
Am 25. August fand der „Hal-

berstädter Bürgerbrunch“ statt. 
Gegen eine Gebühr können Ver-
eine, Institutionen und Parteien 
eine Bierzeltgarnitur mieten 
und gemeinsam brunchen. Der 
Erlös aus den Tischmieten wird 
an Vereine der Stadt weiter ge-
reicht. Der Vorstand des SoVD-
Kreisverbandes Halberstadt 
beteiligte sich in diesem Jahr 
wieder am Brunch. Oberbürger-
meister Daniel Szarata eröffne-

te ihn mit einer Gedenkminute 
an die Opfer von Solingen.

Kreisverband Wernigerode
Der Vorstand hatte zum Som-

merfest am 3. August eingela-
den. „Dieser Brauch jährte sich 
dieses Jahr zum zehnten Mal 
und unser Ziel war es, die gute 
Tradition unbedingt aufrecht zu 
erhalten“, berichtet Kreisvorsit-
zende Birgit Jungtorius, welche 
die Mitglieder begrüßte.

Knut Kamann und Helmut 
Schupp grillten meisterlich und 
die Anwesenden nutzten die 

Die 1. Landesvorsitzende Kers-
tin Römer (li) und der 1. Kreis-
vorsitzende von Halberstadt, 
Klaus Schatter (re.). Zusammenkunft für Gespräche. 

Mit einem gemeinsamen Kaf-
feetrinken ging die Veranstal-
tung zu Ende.

Ein besonderer Dank gilt 
wieder Christoph Kath von der 
Freimaurerloge „Zum starken 
Licht am Brocken“, der für die 
SoVD-Mitglieder zum wieder-
holten Male die Räumlichkeiten 
der Loge zur Verfügung stellte. 
„Ebenso ein herzliches Dan-
keschön geht an unseren Vor-
stand, der das Sommerfest or-
ganisierte und durchführte“, so 
Birgit Jungtorius abschließend.



Liebe Freundinnen und 
Freunde,

in Loitz entsteht ein neues 
Förderzentrum für Kinder und 
Jugendliche, die Defizite in der 
seelischen, körperlichen und so-
zialen Entwicklung haben. Ist das 
nun Inklusion oder Exklusion?

Grundsätzlich unterstützt der 
SoVD in Mecklenburg-Vorpom-
mern sämtliche Vorhaben, die 
darauf abzielen für alle Kinder 
und Jugendliche optimale Unter-
richts- und Ausbildungsbedingungen zu schaffen.

Es ist allerdings schwierig nachzuvollziehen, wie an drei exklusiven 
Standorten in unserem Land inklusive Konzepte umgesetzt werden 
sollen, wenn der Kontakt zu nicht förderpflichtigen Kindern und Ju-
gendlichen nicht stattfindet.

Die geplante Schule in Loitz fordert von den Kindern und ihren 
Eltern aus ganz Vorpommern, aber auch von allen Schulmitarbeiterin-
nen und -mitarbeitern eine neue Organisation von Anfahrt zu und Ab-
fahrt von der Schule. Die Anbindung an das Netz des ÖPNV ist – bisher 
– mangelhaft. Internatsbetreuung ist anscheinend nicht vorgesehen. 

Über Konzepte, zumindest eine nennenswerte Zahl der qualifizier-
ten Lehr- und Hilfskräfte in Loitz anzusiedeln, ist nichts bekannt.

Ebenso ist nicht darüber berichtet worden, wie der erhöhte Bedarf 
an medizinischer Betreuung dieser Schülerinnen und Schüler gedeckt 
werden soll. Die Einbindung der kürzlich eröffneten, hoch qualifizier-
ten Allgemeinarztpraxis in Loitz mit Anbindung an die Ernst-Moritz-
Arndt-Universität Greifswald und andere, auch an die community me-
dicine, bietet sich als eine mögliche Lösung an.

Unklar ist auch, welche Möglichkeiten geschaffen werden sollen, 
um einen optimalen Sportunterricht durchzuführen. Gerade die hier 
unterrichteten Kinder und Jugendlichen brauchen mehr als die derzeit 
allgemein üblichen zwei Stunden Sport in der Woche.

Weitere Fragen könnten gestellt werden. Der SoVD wird den Kontakt 
zum Landrat suchen, sich über das Vorhaben informieren lassen und 
eigene Vorschläge einbringen, um für diese zumeist mehrfach (körper-
lich, seelisch, sozial) behinderten Mädchen und Jungen in Loitz lang-
fristig eine moderne, inklusive und solidarisch ausgerichtete Schul-
bildung zu ermöglichen.

Dr. med. Helmhold Seidlein,
1. Landesvorsitzender

Editorial

Helmhold Seidlein

Mehr inklusiven Sport
Vor Kurzem gingen die Olympischen Spiele und auch die 

Paralympischen Spiele in Paris zu Ende. Erstmals erhielten die 
Paralympics genausoviel Aufmerksamkeit und wurden ebenso 
gefeiert wie die Olympischen Spiele. 

Auch in diesem Jahr wird darüber diskutiert, warum es nicht 
eine Olympiade geben könne, zwar mit getrennt ausgetrage-
nen Wettbewerben für Menschen ohne und mit Behinderungen, 
aber eben zur gleichen Zeit. Dies würde sowohl dem olympi-
schen Gedanken wie auch der Idee von Inklusion entsprechen. 

Der SoVD Mecklenburg-Vorpommern fordert, künftig noch 
mehr Anerkennung für sporttreibende Menschen mit Behin-
derungen zu sichern, ihnen noch mehr Trainingsmöglichkei-
ten, auch gemeinsam mit nicht behinderten Sportlerinnen 
und Sportlern, zu geben. Der SoVD geht mit seinem jährlichen 
Inklusionslauf in Berlin, der dieses Jahr am 12. Oktober statt-
findet, beispielgebend voran. Der Landesverband hofft auf eine 
rege Teilnahme von Menschen mit und ohne Behinderungen 
– vielleicht auch angeregt durch die Leistungen bei den Para-
lympics 2024 in Paris.

Abgabefrist der Steuer verpasst?
Wer zur Abgabe einer Steuererklärung für 2023 verpflichtet ist und die Abgabefrist am 2. Septem-

ber verpasst hat, sollte jetzt schnell handeln. Ansonsten kann es teuer werden. Welche Strafen das 
Finanzamt festsetzen kann und ob sich die Abgabefrist vielleicht sogar nachträglich verlängern lässt, 
erläutert der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH).

Offizieller Stichtag für die 
Abgabefrist der Steuererklä-
rung 2023 war der 31. August 
2024. Jedenfalls für alle, die zur 
Abgabe einer Steuererklärung 
verpflichtet sind. Da es sich bei 
dem Stichtag um einen Sams-
tag handelte, musste die Steu-
ererklärung aber erst bis zum 
darauffolgenden Montag beim 
Finanzamt sein, also am 2. Sep-
tember. Wer das nicht geschafft 
hat, sollte sich jetzt sputen. 
Denn nun kann das Finanzamt 
einen Verspätungszuschlag 
verlangen. Und je mehr Zeit 
verstreicht, desto teurer kann 
es werden.

Der Verspätungszuschlag 
beläuft sich auf 0,25 Prozent 
der festgesetzten Einkommen-
steuer, mindestens aber 25 
Euro pro Monat der Verspätung. 
Maximal können 25.000 Euro 
Verspätungszuschlag fällig 
werden. Beispiel: Ein Arbeit-
nehmer muss voraussichtlich 
500 Euro Steuern nachzahlen 
und hat seine Steuererklärung 
volle drei Monate zu spät ab-
gegeben. Der mögliche Verspä-
tungszuschlag – 0,25 Prozent 
von 500 Euro – beträgt zwar nur 
1,25 Euro. Da er sich aber auf 
mindestens 25 Euro pro Monat 
beläuft, muss der Arbeitnehmer 
75 Euro mehr berappen, also 
insgesamt 575 Euro inklusive 
der Steuernachzahlung.

Aufschub unter Umständen 
noch möglich

Ob ein Verspätungszuschlag 
erhoben wird, liegt im Ermes-
sen des Finanzamts. Erst wenn 
die Steuererklärung 14 Monate 
nach Ablauf des betreffenden 
Kalenderjahres nicht einge-
gangen ist, muss ein solcher 
Zuschlag zwingend festgesetzt 
werden. Ausnahme: Bei einer 
Steuererstattung, einer Fest-
setzung der Steuer auf null 
Euro oder einer rückwirkenden 
Fristverlängerung kann das  
Finanzamt auch dann noch auf 
den Verspätungszuschlag ver-
zichten.

Hat man die Abgabefrist 
verpasst, kann es sich lohnen, 
zeitnah Kontakt mit dem Fi-
nanzamt aufzunehmen und 
die Gründe dafür zu erläutern. 
So lässt sich ein Verspätungs-
zuschlag möglicherweise noch 

verhindern. Denn hat man gute 
Gründe für die Verspätung, ge-
währt das Finanzamt unter Um-
ständen noch etwas Aufschub. 
Diesen Termin sollte man dann 
aber auf keinen Fall verstrei-
chen lassen.

Wann Zwangsgeld und  
Ersatzzwanghaft drohen

Das Finanzamt kann unter 
bestimmten Voraussetzungen 
zu drastischeren Maßnahmen 
als den Verspätungszuschlag 
zurückgreifen. Wer Fristen ver-
streichen lässt und auch auf 
weitere Aufforderungen nicht 
reagiert, kann ein Zwangsgeld 
angedroht bekommen. Das ist 
beispielsweise möglich, wenn 
das Finanzamt dazu auffordert, 
innerhalb einer bestimmten 
Frist eine Steuererklärung ab-
zugeben, Auskünfte zu erteilen 
oder Urkunden vorzulegen. Das 

Zwangsgeld richtet sich nach 
dem jeweiligen Einzelfall und 
kann bis zu 25.000 Euro betra-
gen.

Die Steigerung von Zwangs-
geld ist die Ersatzzwanghaft. 
Diese kann angeordnet wer-
den, wenn ein Steuerpflichtiger 
oder eine Steuerpflichtige alle 
Fristen und weitere Aufforde-
rungen verstreichen lässt und 
das festgesetzte Zwangsgeld 
aus Sicht des Finanzamts un-
einbringlich ist. Eine Ersatz-
zwanghaft muss das Finanzamt 
beim zuständigen Amtsgericht 
beantragen. Daraus resultiert 
im schlimmsten Fall ein Haft-
befehl, anschließend muss das 
Finanzamt der oder dem Betrof-
fenen aber nochmals die Chan-
ce geben, das Zwangsgeld zu 
bezahlen. Geschieht auch dann 
nichts, kann das Finanzamt 
beim Amtsgericht die Verhaf-
tung beantragen. Eine Ersatz-
zwanghaft dauert mindestens 
einen Tag und höchstens zwei 
Wochen.

Übrigens: Wer zur Abgabe 
einer Steuererklärung ver-
pflichtet ist und damit Profis 
wie Steuerberater*innen oder 
einen Lohnsteuerhilfeverein 
beauftragt, hat grundsätzlich 
länger Zeit. Die Steuererklärung 
2023 muss dann beispielsweise 
erst bis 2. Juni 2025 abgegeben 
werden.

Der Lohnsteuerhilfeverein 
Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. 
(VLH) ist mit Deutschlands 
größter Lohnsteuerhilfeverein. 
Infos zu den Leistungen gibt es 
online unter: vlh.de.

Quelle: VLH

Bei verspäteter Abgabe der Steuererklärung 2023 droht ein Bußgeldzuschlag

Es lohnt sich, beim Finanzamt vorzusprechen, um zu erklären,  
warum man die Steuererklärung  nicht fristgerecht abgegeben hat.

Foto: rupbilder / Adobe Stock

Der monatliche Verspätungs-
zuschlag kann sich zu einem  
hohen Betrag summieren.

Foto: Andrey Popov / Adobe Stock
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Kreisverband Demmin: Schützenstraße 1 A, Raum 3, Friesenhal-
le, 17109 Demmin, Tel. über Rostock unter:  0381 / 76 01 090.

Kreisverband Güstrow: Friedrich-Engels-Straße 27, 18273 Güst-
row, Tel.: 03843 / 68 20 87.

Kreisverband Ludwigslust: Möllner Straße 30, 19230 Hagenow, 
Tel.: 03883 / 51 01 75.

Kreisverband Röbel: Predigerstraße 12, 17207 Röbel, Tel.: 
039931 / 12 96 17.

Kreisverband Neubrandenburg: Ansprechpartner: Landesver-
band, Tel.: 0381 / 76 01 090.

Kreisverband Nordvorpommern: Straße der Solidarität 69, 18507 
Grimmen, Tel.: 038326 / 46 52 31.

Kreisverband Nordwestmecklenburg: Am Kirchplatz 5, 23936 
Grevesmühlen, Tel.: 03881 / 71 33 23.

Kreisverband Parchim: Ludwigsluster Straße29, 19370 Parchim, 
Tel.: 03871 / 44 42 31.

Kreisverband Rostock: Henrik-Ibsen-Straße 20, 18106 Rostock, 
Tel.: 0381 / 76 96 130.

Kreisverband Rügen: Störtebeker Straße 30, 18528 Bergen / Rü-
gen, Tel.: 03838 / 20 34 81.

Kreisverband Schwerin: Mehrgenerationenhaus, 5. OG (hinter 
der Glastür rechts, 1. Raum), Dreescher Markt 1, 19061 Schwerin,  
Tel.: 0385 / 20 09 03 48.

Kreisverband Stralsund: Wiesenstraße 9, 18437 Stralsund, Tel.: 
über Rostock unter: 0381 / 76 01 090.

Kreisverband Vorpommern-Greifswald: Makarenkostraße 9 b, 
17491 Greifswald, Tel.: 03834 / 84 04 88.

Kreisverband Wismar: Lübsche Straße 75, 23966 Wismar, Tel.: 
03841 / 28 30 33.

Kontakt

Kreisverband Schwerin
1. Oktober und 5. November, 17 Uhr: Vorstandssitzung im Büro 

der Geschäftstelle.
14. Oktober, 17 Uhr: Vortrag Kripo, Quartier Friedrichs.
Vorschau: 11. November: Vortrag des ACE, Quartier Friedrichs.

Kreisverband Rostock / Bad Doberan /  
Grimmen-Nordvorpommern

22. Oktober: Ausflug nach Mönchsgut auf Rügen. Weitere Infos 
(Abfahrtszeiten u. a.) und Anmeldung unter Tel.: 0381 / 76 96 130 
oder 0177 / 87 43 828 (mobil) oder per E-Mail: info@sovd-rostock.
de. Anmeldung erforderlich bis 11. Oktober.

Termine

Zum „Amazonas des Nordens“
Der Kreisvorstand hatte seine Mitglieder am 9. August zum Tagesausflug in das Peenetal eingeladen. 

Es wurde für alle Teilnehmenden eine unvergessliche Fahrt durch eine beeindruckende Landschaft 
mit einer vielfältigen Tierwelt.

Zuerst fuhr die SoVD-Gruppe 
durch die mecklenburgische 
Schweiz mit ihren sanften Hü-
geln, den Tälern und den vielen 
Seen. Entstanden ist das Gebiet 
in der letzten Eiszeit, es ist so-
mit ein Endmoränengebiet. In 
dieser Zeit entstand auch der 
Kummerower See. Er liegt zwi-
schen Malchin und Dargun. Der 
Kummerower See ist mit einer 
Fläche von rund 33 Quadratki-
lometern der viertgrößte See 
in Mecklenburg-Vorpommern 
und bildet die Grenze zwischen 
Mecklenburg und Vorpommern. 

Von dort ging die Fahrt ins 
Peenetal. Es ist das größte 
zusammenhängende Nieder-
moorgebiet Europas und trägt 
den Beinamen „Amazonas des 
Nordens“. Wer es nicht kennt, 
denkt vielleicht: „Ganz schön 
dick aufgetragen“. Aber die 
atemberaubende Landschaft 
der Nebenarme der Peene und 
deren Tierwelt – Kormorane, 
Silberreiher, Graureiher und 
sogar ein Seeadler wurden ge-
sichtet – sorgten dafür, dass der 
Ausflug ein unvergessliches Er-
lebnis für alle Teilnehmer*innen 
wurde.

Der Bus hielt zum Mittages-
sen an der Ausflugsgaststätte 
„Aalbude“. Aalbude ist auch ein 
Ortsteil von Dargun, der sich bis 
zur Verlandung auf einer Insel 

befand, auf der hauptsächlich 
Aale lebten und dem Ort seinen 
Namen gaben.

Nach der Mittagspause ging 
es für die Teilnehmer*innen 
weiter zu einem Aussichtspunkt 
über der Gemeinde Salem. Sa-
lem hat nichts zu tun mit der 
gleichnamigen Stadt in den 
USA, aber es gibt immerhin vor 
dem deutschen Salem einen 
Hexenplatz, der in der Walpur-
gisnacht im Mittelpunkt steht. 

Das Wetter machte der aus-
flugsgruppe leider einen Strich 
durch die Reisepläne. Auf dem 
Aussichtspunkt angekommen, 
setzte der Regen ein. So fuhren 

die Ausflügler*innen mit dem 
Bus durch Neukalen, Altkalen 
und wieder zurück nach Neu-
kalen, wo alle im „Gasthaus am 
Hafen“ bei Kaffee und Kuchen 
beisammensaßen. Trotz des Re-
gens lautete das Fazit der Teil-
nehmenden: „Wir fahren zurück 
nach Rostock mit schönen Ein-
drücken.“

Der Dank für die gute Orga-
nisation gilt dem Kreisvorsit-
zenden Uwe Wernicke und dem 
Busunternehmen Jan Dzarnow-
ski mit seinem Busfahrer.

Alle Mitreisenden freuen sich 
schon auf die nächsten Unter-
nehmungen.

Tagesausflug des Kreisverbandes Rostock / Bad Doberan / Grimmen-Nordvorpommern

Die vielen Flussnebenarme der Peene erinnern an die Landschaft des Amazonas. 

In der „Aalbude“ rastete die SoVD-Gruppe und stärkte sich mit ei-
nem Mittagessen für die Weiterreise.

Rechtsberatung

Greifswald: 8. Oktober; Ber-
gen / Stralsund: 29. Oktober; 
Röbel: 22. Oktober. Es berät 
Donald Nimsch.

Parchim: 23. Oktober (Ter-
minvereinbarung bitte über 
die Landesgeschäftsstelle 
Rostock); Güstrow / Schwerin: 

16. Oktober. Es berät Doreen 
Rauch.

Bitte vereinbaren Sie Termi-
ne bei den Kreisverbänden zu 
den jeweiligen Bürozeiten! Die 
Nummern stehen in der Rubrik 
„Kontakt“. Die Berater*innen 

sind auch außerhalb der Bera-
tungszeit telefonisch erreich-
bar; in den Kreisverbänden 
zu deren Öffnungszeiten und 
beim Landesverband unter Tel.: 
0381 / 76 01 090, montags bis 
donnerstags von 8 bis 16 Uhr 
und freitags von 8 bis 12 Uhr. 

Die aktuelle Ausgabe des Newsletters befasst sich unter ande-
rem mit dem Tag der Deutschen Einheit und dem Bürgerfest vom 
2. bis 4. Oktober in Schwerin. Er berichtet über die Ergebnisse des  
3. Tages der Menschen mit Behinderungen, einer Veranstaltung 
des Landtags, und stellt den Kulturbericht für Inklusion vor. Ferner 
informiert der Newsletter über Beratungsangebote für Menschen, 
die benachteiligt sind, sowie das Vorhaben, mehr Barrierefreiheit 
in Altstädten zu schaffen. Ein Ausflugstipp rundet das Leseangebot 
ab.

Zusammen mit allen älteren Ausgaben ist der Newsletter auf 
den Seiten in Leichter Sprache im Regierungsportal zu finden 
unter „Aktuelle Pressemeldungen“ auf der Internetseite: www.
regierung-mv.de. Es gibt ihn auch als barrierefreie pdf-Fassung 
zum Ausdrucken. QR-Codes ermöglichen es, die Berichte auch an-
zuhören.

Der Newsletter entsteht in Zusammenarbeit mit capito Mecklen-
burg-Vorpommern, dem Lebenshilfewerk Mölln-Hagenow sowie 
Inklusionsdesign Cordula Wünsche.

Quelle: Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern

Alles zum Bürgerfest
Aktuelles im Newsletter in Leichter Sprache

Die Landesregierung bringt einen Newsletter in Leichter Spra-
che heraus, in dem regelmäßig leicht verständliche Informationen 
zu wichtigen aktuellen Themen für Menschen mit Behinderungen 
veröffentlicht werden.

Foto: Paragrafen_Anja / Adobe Stock 
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Zwei Fachpraktikerinnen für 
Hauswirtschaft, fünf Fachprak-
tiker im Gartenbau, davon einer 
in der Fachrichtung Zierpflan-
zenbau und vier in der Fach-
richtung Garten- und Land-
schaftsbau, ein Gärtner, drei 
Fachpraktiker für Holzverarbei-
tung, ein Hochbaufachwerker, 
vier Polster- und Dekorations-
näherinnen sowie eine Raum-
ausstatterin beendeten mit der 
Freisprechung ihre Ausbildung 
im Berufsbildungswerk Stendal.
Die meisten von ihnen haben 

bereits einen Arbeitsvertrag in 
der Tasche oder in Aussicht.

Geschäftsführer Rainer Erd-
mann verabschiedete sie und 
wünschte ihnen alles Gute für 
ihr Berufsleben. Außerdem be-
grüßte er zahlreiche Ehrengäs-
te, unter anderem den Präsi-
denten der Handwerkskammer 
Magdeburg, Andreas Dieck-
mann, den Bundestagsabge-
ordneten Dr. Herbert Wollmann 
(SPD), den Oberbürgermeister 
der Hansestadt Stendal, Bastian 
Sieler (parteilos), der die traditi-

onelle Festansprache der Frei-
sprechung hielt, die operative 
Geschäftsführerin der Agen-
tur für Arbeit Sachsen-Anhalt 
Nord, Diana Nebe, sowie die 
Geschäftsführerin des Jobcen-
ters Stendal, Dörte Engelhardt-
Rothenberger.

Den formellen Akt der Veran-
staltung nahm Ausbildungslei-
ter Jürgen Prehm mit der Frei-
sprechung der Absolvent*innen 
vor. Für musikalische Beglei-
tung sorgte wieder die Stenda-
ler Musikerfabrik „Frank Wedel“. 

17 weitere Absolvent*innen des BBW Stendal erhielten Ende August nach einer abgeschlossenen 
Ausbildung ihre traditionelle Freisprechung und können ins Berufsleben starten. BBW-Geschäftsfüh-
rer Rainer Erdmann beglückwünschte die Abgänger*innen und bedankte sich bei allen Mitarbeitenden 
für die geleistete Arbeit, die zu ihrem Erfolg beigetragen habe. 

Vom BBW Stendal auf den Arbeitsmarkt 
Berufsbildungswerk des SoVD hat seit seiner Gründung 1.750 Absolvent*innen in einen Beruf gebracht

Jürgen Prehm, Ausbildungsleiter beim Berufsbildungswerk Sten-
dal, hielt die Rede bei der Freisprechung der Absolvent*innen von 
Ausbildungen in unterschiedlichen Fachrichtungen. 

Foto: BBW Stendal

Patientenverfügung angehen
Es ist ein Szenario, mit dem sich niemand gern beschäftigt, weshalb viele es aufschieben: Was ist, 

wenn Patient*innen im Ernstfall nicht mehr selbst Auskunft geben, über medizinische Maßnahmen 
entscheiden, zustimmen können? Um den eigenen Willen vorher festzuhalten, gibt es – neben der Vor-
sorgevollmacht für eine Vertrauensperson – die Patientenverfügung. Doch wie fängt man damit an?

Eine Patientenverfügung legt 
fest, dass in einer bestimmten Si-
tuation bestimmte Maßnahmen 
stattfinden oder unterbleiben 
sollen. „Will ich künstliche Be-
atmung, künstliche Ernährung? 
Will ich zu Hause sterben oder 
im Krankenhaus oder Hospiz?“ 
Solche Fragen lassen sich dort 
regeln. So wissen Ärzt*innen, 
welche Behandlung man wann 
wünscht – oder nicht. 

Der SoVD erklärt alles ganz 
genau in seinen Broschüren 
„Vorsorgevollmacht“ und „Pati-
entenverfügung“ (beide erhält-
lich auf www.sovd.de). Hier ist 
ein erster Überblick, wie das 
schwere Vorhaben leichter wird:

Tipp 1: Vordrucke oder  
Textbausteine nutzen

Eine Hilfe sind Textvorlagen 
und -bausteine. Damit können 
Patient*innen die Verfügung 
nach ihrem Willen zusammen-

setzen. Laut der Zeitschrift „Fi-
nanztest“ (Ausgabe 9 / 2024) 
biete das zudem mehr Rechtssi-
cherheit, denn Formulierungen 
medizinischer Lai*innen könn-
ten ungenau sein. Die SoVD-
Broschüre enthält etliche For-
mulierungshilfen. Vorlagen gibt 
es auch etwa vom Justizminis-
terium oder bei Hausärzt*innen. 

Ein*e Notar*in ist unnötig! 
Datum und Unterschrift unter 
dem selbst Verfassten reichen.

 
Tipp 2: ärztliche Beratung 
in der Praxis einholen

Was heißt es zum Beispiel, 
künstlich beatmet zu werden, 
und wann kann es nötig sein? 
Um Maßnahmen, Sonderfälle 
und Folgen von Entscheidungen 
abzuschätzen, sollte man sich 
medizinisch zur Patientenver-
fügung beraten lassen. Das tun 
zum Beispiel Hausärzt*innen. 

Leider ist das eine individuelle 
Gesundheitsleistung (IGeL), die 
gesetzlich Krankenversicherte 
selbst zahlen müssen. Laut „Fi-
nanztest“ fallen, je nach Umfang, 
60 bis über 325 Euro an. 

Tipp 3: regelmäßig prüfen, 
ob alles noch aktuell ist 

Ist die Verfügung fertig, raten 
Verbraucherzentralen dazu, ei-
nen Hinweis im Portemonnaie 
mitzuführen, dass es sie gibt 
und wo genau sie hinterlegt ist. 

Wichtig ist aber: Die eige-
ne Meinung kann sich ändern, 
ebenso die Gesundheit! Darum 
sollte man alles regelmäßig 
überprüfen – laut Expert*innen 
alle drei bis fünf Jahre, so „Fi-
nanztest“. Eine weitere Unter-
schrift mit neuem Datum stelle 
klar, dass es der aktuelle Wille 
sei. Gültig seien aber auch „alte“ 
Schriftstücke. � ele / dpa

Wichtiges Dokument der Selbstbestimmung – Tipps, um es in Angriff zu nehmen

Welche medizinischen Behandlungen man möchte, sollte man 
festlegen, solange man körperlich und geistig dazu in der Lage ist.

Foto: TheVisualsYouNeed / Adobe Stock

Die kostenlose SoVD-Broschüre 
mit mehr Infos kann man herun-
terladen unter: www.sovd.de/
patientenverfuegung.

Sozialverband Deutschland 

Selbstbestimmt leben 

Patientenverfügung

Schnelle Hilfe soll es etwa bei Trauma nach Gewalt oder Terror geben.
Foto: Photographee.eu / Adobe Stock

Das SGB XIV soll Gesundheitsschäden abgelten, für die Staat und 
Gesellschaft miteinstehen. Es umfasst auch Leistungen zur Trauma-
bewältigung, Krankenbehandlung, Reha, Teilhabe und Pflege. Für 
schnellere und gezieltere Hilfen sind alle gebündelt – aus den alten 
Gesetzen BVG und OEG, dem Gesetz über den Zivildienst der Kriegs-
dienstverweigerer (ZDG), Infektionsschutzgesetz (IfSG) und weiteren.

Anspruch hat nun ein größerer Kreis: Geschädigte der Weltkriege, 
durch Zivildienst, durch Pflichtvorsorge wie Impfungen, Opfer des 
SED-Regimes, von (auch seelischer und sexueller) Gewalt oder Ter-
roranschlägen, hier teils im Schnellverfahren, sowie An- und Zuge-
hörige. Neben Geld- gibt es Sachleistungen wie Heil- und Hilfsmittel.

Neue Bescheide schickte das Amt, ohne dass vor 2024 schon Be-
rechtigte etwas tun mussten. Doch insbesondere Kriegsgeschädig-
te können ein Jahr lang zwischen altem und neuem Recht wählen, 
also weiter ihre BVG-Leistungen erhalten. Sind diese befristet, gilt 
bis dahin ohnehin das BVG; auch eine Weiterbewilligung ist noch 
so möglich, bis Ende 2033. Für die meisten Betroffenen ist aber 
das neue SGB XIV von Vorteil. Es bietet Bestandsschutz, und einiges 
ist verbessert. Der anerkannte Grad der Schädigungsfolgen (GdS) 
bleibt. Unbefristete Zahlungen aus Einzelgesetzen werden addiert 
und um 25 Prozent erhöht; die Summe ist wie eine Rente dynami-
siert. Auch Sachleistungen gibt es teils mehr. Welche Entscheidung 
im Einzelfall gut ist, kann eine SoVD-Sozialberatung klären. � ele

Soziales Entschädigungsrecht vereinfacht Leistungen

Seit Januar gilt das neue Sozialgesetzbuch (SGB) XIV, Soziales 
Entschädigungsrecht. Es fasst verstreute Leistungen aus dem Bun-
desversorgungsgesetz (BVG), Opferentschädigungsgesetz (OEG) 
und anderen Gesetzen zusammen und ergänzt sie. Noch können 
manche aber wählen, dass für sie die alten Regelungen zählen sollen.

Neues Gesetz für Opfer – 
alte Rechte bleiben
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Zum Herbstbeginn werden die Tiere des Waldes gezählt. Diese sollten sich hierfür eigentlich in 
Gruppen aufstellen – doch das hat leider nicht funktioniert. Findest du trotzdem heraus, wie viele 
Füchse und Bären auf dem Bild zu sehen sind? Die beiden Zahlen sind die gesuchte Lösung.

Rolands Rätselecke

Fuchs und Bär – schaut mal her!
Tipp für Kinder

Naya
Naya hat wunderschöne Haare, für die sie oft Komplimente er-

hält. Dabei wäre es Naya viel lieber, wenn die anderen sich nicht 
so sehr auf ihr Aussehen konzentrieren würden. Denn schließ-
lich kann und liebt sie viele Dinge: Fahrradfahren, Rad schlagen, 

Bilder malen, singen – dar-
auf ist sie stolz. Als ein Kind 
schließlich anfängt, Naya we-
gen ihrer Haare auszulachen, 
ist sie verletzt und versucht, 
ihr Haar zu verstecken. Zum 
Glück kommt Ella neu in die 
Kitagruppe. Von schrägen 
Blicken und merkwürdigen 
Bemerkungen lässt sich Ella 
nicht beeindrucken. Sie nutzt 
eine Insulinpumpe und ist da-
ran gewöhnt. Schnell werden 
die beiden Mädchen beste 
Freundinnen. 

Lindiwe Suttle Müller-Westernhagen, Sawyer Cloud: Naya. Carlsen, 
32 Seiten, ISBN: 978-3-551-52301-3, ab 3 Jahren, 14 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke die 
Lösung aus „Rolands Rätselecke“ per E-Mail (Betreff: „Naya“) an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Anzeige
Foto:  Igor Zakowski / Adobe Stock
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Foto: Moritz Frankenberg / picture alliance 

Foto: Sven Simon / picture alliance 

Denksport

 Manchmal sieht man sprichwörtlich den Wald vor lauter Bäumen 
nicht – oder, um bei dem gezeigten Bild zu bleiben, das Laub vor 
lauter Blättern. In den weißen Feldern sehen Sie insgesamt acht 
Wörter, in denen sich Tiere versteckt haben. Als Beispiel enthält 
etwa das Wort „Ziegelstein“ gleich am Anfang eine „Ziege“. Ganz so 
einfach ist es dann allerdings nicht immer – viel Erfolg!

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Welches Tier 
versteckt sich hier?

Klicken Sie hier
Die Digitalisierung bestimmt immer stärker unseren Alltag. Das 

machen sich zunehmend auch Kriminelle zunutze. Der langjährige 
Interpol-Mitarbeiter und Experte für Cybercrime und Prävention, 
Cem Karakaya, und die Journalistin Tina Groll zeigen in ihrem Buch, 
wie man sich schützen kann. Sie erklären etwa, welche Gefahren 
speziell auf Kinder im Internet 
und in den sozialen Netzwerken 
lauern und gehen auf Betrugs-
maschen ein, mit denen gezielt 
Senior*innen ins Visier genom-
men werden. Neben zahlreichen 
Sicherheitstipps zur digitalen 
Selbstverteidigung machen 
Fälle von Datenmissbrauch das 
Buch „Klicken Sie hier“ zur span-
nenden Lektüre.

Cem Karakaya und Tina Groll: 
Klicken Sie hier. Digitale Selbst-
verteidigung leichtgemacht. 
Ariston, 256 Seiten, ISBN: 978-3-
424-20291-5, 20 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Klicken Sie hier“ entweder per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post mit dem gleichen Stichwort 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. Oktober.

Buchtipp

Foto: Elles Rijsdijk / Adobe Stock

In Hannovers Innenstadt machte Klaus Meine (re.) Werbung für die 
1994 gegründete soziale Straßenzeitung „Asphalt“.

Einsatz gegen Obdachlosigkeit
Eines der ältesten Straßenmagazine in Deutschland feierte vor Kurzem 30. Geburtstag. Für den 

Verkauf der in Niedersachsen erhältlichen Zeitung engagierten sich aus diesem Anlass zahlreiche 
Prominente. Einer von ihnen war Klaus Meine, Sänger der Hard-Rock-Band „Scorpions“.

Statt auf der großen Bühne 
stand Klaus Meine an diesem 
Tag in der Fußgängerzone. Dort 
warb er gemeinsam mit Verkäu-
fer Uwe für die Straßenzeitung 
„Asphalt“. Uwe selbst war lange 
alkoholabhängig, ist nun aber 
schon seit elf Jahren trocken. 
Und das, so sagt er, hätte er ohne 
die Hilfe eines Mitarbeiters von 
„Asphalt“ nicht geschafft.

Rund 200 Menschen verdie-
nen sich derzeit mit dem Verkauf 
der Straßenzeitung etwas dazu. 
Sie können sich dadurch wieder 
stabilisieren und finden in einen 
geregelten Tagesablauf zurück.

Sänger Klaus Meine („Scorpions“) verkaufte die Straßenzeitung „Asphalt“ 

Der ewige Traum vom Frieden
Mit dem Lied „Ein bisschen Frieden“ gelang ihr ein Jahrhundertlied, das sie international bekannt 

machte. Angesichts weltweiter Konflikte hat der Inhalt des Musikstücks auch heute nicht an Bedeutung 
verloren. Am 25. Oktober feiert die Sängerin Nicole Seibert („Nicole“) ihren 60. Geburtstag.

Als 17-Jährige sorgte Nicole 
beim damaligen „Grand Prix 
Eurovision de la Chanson“ für 
eine Sensation. Nicht allein ihr 
Sieg überraschte, sondern auch 
die Tatsache, dass die Deutsche 
selbst aus Israel die volle Punkt-
zahl für ihren Beitrag erhielt.

Kurz darauf folgt Nicole einer 
Einladung der israelischen Re-
gierung. Sie singt die englische 
Version „A little Peace“ vor den 
Streitkräften des Landes. Und 
diese, erinnert sich die Sängerin, 
legten wie in Trance ihre Waffen 
nieder und fassten sich an den 
Händen.

Mitten im Kalten Krieg gewann Sängerin Nicole den Eurovision Song Contest

Mit einer weißen Gitarre und ihrem Wunsch nach „Ein bisschen 
Frieden“ schrieb die Schlagersängerin Nicole Musikgeschichte.

Foto: Susanne Bernhard / ZDF

In der ZDF-Serie „Marie fängt Feuer“ spielt Christine Eixenberger eine Kommandantin der Freiwilligen 
Feuerwehr. Mit der Darstellung ihrer Rolle will sie das Engagement von Rettungskräften würdigen und 
zeigen, dass die Arbeit in diesem Bereich längst keine reine „Männer-Domäne“ mehr ist.

In „Marie fängt Feuer“ muss Marie Reiter (Christine Eixenberger) 
gemeinsam mit ihrem Team erneut Leben retten.

Einsatz mit Feuer und Flamme

Christine Eixenberger schätzt 
die Arbeit von Rettungsorgani-
sationen. Ohne die ehrenamtli-
che Tätigkeit vieler Menschen, 
davon ist sie überzeugt, würde 
deren Arbeit nicht funktionieren. 
Mit ihrer Darstellung der Feuer-
wehrfrau Marie will Eixenberger 
ihren Fans daher ein gutes Bei-
spiel geben, sich ebenfalls zu 
engagieren.

Der neue Film „Aufbruch ins 
Ungewisse“ aus der Reihe „Marie 
fängt Feuer“ läuft am 10. Okto-
ber um 20.15 Uhr im ZDF und ist 
bereits ab dem 3. Oktober in der 
Mediathek verfügbar.

Als Feuerwehrfrau will Schauspielerin Christine Eixenberger auch Vorbild sein

Hochseeangeln

Risikokapital

Waffeleisen

Dachstuhl

Leselampe

Reifenwechsel

Reklamation

Duschwand
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

210

7 8
9 6 8 4 7

1 5 7
8 6 3 7
7 5 4 8 6
3 7 8 4

1 8 9
7 9 4 5 3

2 7

6 2 5 4
3 1 2
7 8 3
2 5 1

7 8 4
4 6 7
2 1 3

4 3 9
3 8 2 5

6 7 8 5 2 4 3 1 9
5 2 9 7 1 3 6 4 8
4 1 3 8 9 6 7 5 2
9 6 1 3 5 2 8 7 4
7 4 5 9 6 8 1 2 3
3 8 2 1 4 7 5 9 6
2 9 7 6 3 5 4 8 1
8 3 4 2 7 1 9 6 5
1 5 6 4 8 9 2 3 7

5 4 3 2 1 6 7 9 8
8 7 2 9 5 3 6 1 4
6 1 9 8 7 4 2 5 3
7 9 5 4 8 1 3 6 2
3 2 4 7 6 5 1 8 9
1 8 6 3 2 9 5 4 7
9 6 8 1 3 2 4 7 5
2 5 7 6 4 8 9 3 1
4 3 1 5 9 7 8 2 6

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Buchtipp

Sind wir noch zu retten?
Luis Teichmann ist Rettungssanitäter. Bei seinen Einsätzen trifft 

er immer wieder auf Menschen im Ausnahmezustand. Die Abgrün-
de, die sich ihm hinter den vielen Notrufen offenbaren, sind nicht 
nur medizinischer, sondern auch sozialer Art. Sie zeigen, woran un-
ser Land wirklich krankt: Jugendliche in akuten psychischen Krisen, 
Wohnungslose, die man zum Ausnüchtern ins Krankenhaus fährt, 

sowie Menschen, die im öffentli-
chen Raum nicht stören sollen, 
denen aber langfristige Hilfe ver-
wehrt wird. Ein weiteres Problem 
sind Wohnblöcke, in denen sogar 
Menschen, die helfen wollen,  zum 
Feindbild gehören. Spurlos gehen 
all diese Erlebnisse auch an den 
Rettungskräften nicht vorbei.

In seinem ersten Buch zeigte Luis 
Teichmann auf, was im System des 
Rettungsdienstes schiefläuft. Mit 
viel Empathie widmet er sich nun 
den Missständen in unserer Gesell-
schaft, mit denen er bei seinen Ein-
sätzen konfrontiert wird.

Luis Teichmann: Sind wir noch zu retten? Goldmann, 208 Seiten, 
ISBN: 978-3-442-14314-6, 18 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben Sie 
mit dem Betreff „Sind wir noch zu retten?“ entweder per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Vor Gericht und auf hoher See
Redensarten hinterfragt

Die Gewissheit, das eigene Schicksal nicht selbst beeinflussen zu 
können, ist bis heute die Grundlage für Gottvertrauen.

Foto:  leonidkos / Adobe Stock

Dieses Mal beschäftigen wir uns mit der Redewendung „Vor Gericht und auf hoher See sind wir alle 
in Gottes Hand.“ Sie beschreibt Situationen, bei denen Menschen sich einem ungewissen Schicksal 
ausgesetzt sehen. Die Redensart entstand bereits zur Zeit des römischen Weltreiches. Damals waren 
Seefahrt und Rechtsprechung gleichermaßen unvorhersehbar und von äußeren Umständen abhängig.

Des Rätsels Lösung
Der Schatten des Zauberers 
(Ausgabe September, 
Seite 16)

Zu dem Zauberer gehörte der 
Schatten mit der Nummer 8. 

Welches Tier versteckt sich 
hier? (Denksport, Seite 17)
•	 HOchseeangeln, 
•	 RisikOkapital, 
•	 WAffeleisen, 

•	 Dachstuhl, 
•	 LEselampe, 
•	 ReifenwEchsel, 
•	 DuSchwand, 
•	 RekLamation.

Kühe können aufs Klo gehen

Es klingt zunächst nach ei-
nem Scherz, könnte aber dazu 
beitragen, Umweltbelastun-
gen zu verringern. Für ihr Ex-
periment machten sich die 
Wissenschaftler*innen die Intel-
ligenz der Kühe zunutze. Im Rah-
men eines Toiletten-Trainings 
ähnlich dem von Kleinkindern 
lernten die Rinder innerhalb 
von zwei Wochen, für ihre Aus-
scheidungen eine Latrine zu be-
nutzen. Das Prinzip war einfach: 
Verrichteten sie ihr Geschäft am 
richtigen Ort, wurden sie hierfür 
mit Futter belohnt.

In Deutschland gibt es rund 
elf Millionen Rinder, die reich-
lich Urin produzieren. Dieser 
enthält Stickstoff, der im Boden 
zu Nitrat abgebaut wird. Ge-
langt dieses Nitrat in Gewässer, 
fördert es dort das Wachstum 

Das Sprichwort entstammt 
dem römischen Recht. Es be-
tont den Einfluss einer höheren 
Macht, sei es eine Naturgewalt 
oder eine juristische Instanz, auf 
das individuelle Schicksal. Ohne 
eigene Mitsprachemöglichkeit 
befand man sich letztlich in der 
Hand des Schöpfers.

Uneingeschränkt galt dies 
für die Besatzung von Schiffen. 
Denn wer sich damals auf den 
Weg über die Weltmeere mach-
te, setzte sich unwägbaren Ge-
fahren aus und vertraute mit 
Blick auf eine sichere Heimkehr 
auf Gottes Beistand. 

Vor Gericht sah es nicht viel 
besser aus. Die Verfahren frü-
herer Zeit waren oftmals von 
Willkür geprägt, und das Urteil 
hing von Faktoren ab, die sich 
der eigenen Kontrolle entzogen. 

Eine Kuh macht „Muh“, viele Kühe machen Mühe. Das gilt in gewisser 
Weise auch für den Versuch, die Tiere stubenrein zu erziehen.

Fotos: Olha Rohulya, UllrichG / Adobe Stock; Montage: SoVD

Kühe liefern uns Milch und werden auch als Fleischlieferanten geschätzt. Leider verunreinigen die 
Ausscheidungen der Tiere jedoch zusehends unsere Böden. Am Leibniz-Institut für Nutztierbiologie 
(FBN) in Dummerstorf brachte man daher Kälbern bei, eine für sie entwickelte Latrine zu benutzen.

von Algen. Gelingt es nun, die 
Ausscheidungen der Tiere zu-
mindest zum Teil aufzufangen, 

Dieses Gefühl der Ohnmacht 
gegenüber einer höheren Macht 
ist Menschen auch heute noch 

bevor sie im Erdreich versickern, 
wäre das also ein aktiver Beitrag 
zum Umweltschutz.

vertraut. An Aktualität hat die 
bildhafte Redewendung daher 
kaum verloren.

Hätten Sieʼs gewusst?

•
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Oktober einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Buchtipp

Hinterm Horizont 
geht‘s weiter

Lukas Hammerstein arbeitet als 
Reporter bei den Hamburg News. 
Sein neuer Chefredakteur hat ihm 
eine besondere Aufgabe zugedacht: 
Hammerstein soll über die Reichen 
und Mächtigen der Stadt berichten. 
Doch immer häufiger verunglü-
cken Hamburgs Prominente tödlich 
– mal stürzt einer betrunken die 
Treppe hinab, mal rast einer gegen 
den Baum. Alles Zufall? Mit der ver-
haltensauffälligen Dackeldame Fin-
chen und einem tiefenentspannten 
Udo Lindenberg an seiner Seite be-
weist Reporter Hammerstein wie-
der einmal den richtigen Riecher.

Lars Haider: Hinterm Horizont geht‘s weiter. Hoffmann und Campe, 
288 Seiten, ISBN: 978-3-455-01779-3, 18 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Hinterm Horizont geht‘s weiter“ per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock
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